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Entwurf 

Bundesgesetz� mit dem das ZoHrechts-Durch(,dhrungsgese� das Finaoutrafgesetz, das 
GrenzkontroHgese� das Prokuraturgesetz und das Punzierungsgesetz 2000 geändert 
werden (5. ZoHrechts-Durchführungsgesetz-NoveHe - 5. ZoHR-DG-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Zollrechts-Durchführungsgesetzes 

Das Zollrechts-Durchfiihrungsgesetz, BGBI Nr. 659/1994, zuletzt geändert durch 
das Bundesgesetz BGBI I Nr. 124/2003, wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 14 lautet: 
,, 14. ,,zollzuwiderhandlung" jedes Handeln entgegen dem von der Zollverwaltung 

nach § 2 zu vollziehenden Zollrecht, den Verbrauchsteuervorschriften und dem 
Ausfuhrerstattungsrecht sowie jedes Unterlassen eines zollrechtlich oder 
verbrauchsteuerrechtlich gebotenen Handelns und der Versuch einer solchen 
Handlung oder Unterlassung." 

2. b) Folgende Ziffern 1 5, 1 6  und 1 7  werden angefügt: 
,,15. "Betrugsbekämpfung" alle Maßnahmen zur Verhinderung, Aufdeckun� und Ver­

folgung von Zollzuwiderhandlungen. Zur Betrugsbekämpfung der Zollverwal­
tung gehören auch Maßnahmen zur Verhinderung und Aufdeckung von Verstö­
ßen gegen die sonst von den Zollbehörden zu vollziehenden Rechtsvorschriften. 
Zuständigkeiten anderer Behörden zur Strafverfolgung bleiben unberührt. 

16. "Vorbereitung" die Beförderung von richtig erklärten, nicht verbotenen Waren 
in einem Z01l- oder Verbrauchsteuerverfahren unter Zo11- oder Steueraussetzung 
oder unter zollamtlicher Überwachung nach Artikel 82 ZK, wenn auf Grund be­
stimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass ein Verhalten gesetzt wird, das darauf 
abzielt und �eeignet ist, die betroffenen Waren dem Verfahren zu entziehen. 

17. "Neapel II-Ubereinkommen" d�n Rechtsakt des Rates vom 18. Dezember 1997 
über die Ausarbeitung eines Ubereinkommens aufw.und von Artikel K.3 des 
Vertrags über die Europäische Union über gegenseItige Amtshilfe und Zusam­
menarbeit der Zollverwaltungen, ABlEG Nr. C 24 vom 23. 1. 1998, S. 01 ." 

3. § 6 Absatz 1 lautet: 

,,§ 6. ( 1 )  Aufgaben der Zollverwaltung sind insbesondere 
- die Vollziehung des Zollrechts, 
- die Vo1lziehung der Gemeinsamen Marktordnungsorganisation ein-

schließlich der Ausfuhrerstattungen, soweit die Zollbehörden zuständig 
sind, 

- die Vollziehung der Verbrauchsteuervorschriften, 
- die Erhebung des Altlastenbeitrages, 
- die Vollziehung der gemäß § 9 übertragenen Kontrollbefugnisse, 
- die Vollziehung der Verbote und Beschränkungen im Sinn des § 29, 
- die Betrugsbekämpfung (§ 4 Abs. 2 Z 15), 
- die zwischenstaatliche Amtshilfe (Abschnitt G), 
- die Vollziehung der mit dem AusJänderbeschäftigungsgesetz und Ar-

beitsvertragsrecht-Anpassungsgesetz sowie dem § 89 Abs. 3 des Ein­
kommensteuergesetzes zugewiesenen Aufgaben." 
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4. Im § 6 wird nach dem Absatz 2 folgender Absatz 3 eingefügt: 
,,(3) Für Zwecke der Betru�sbekämpfung haben die Zollbehörden eine regelmäßige 

Analyse der ihnen im Rahmen Ihrer TätiJ,tkelt zur Kenntnis gelangten Daten vorzuneh­
men, um die Zollkontrollen auf jene Maßnahmen zu beschr3nken, die notwendig sind, 
um die Einhaltung des Zollrechts und die Zollaufsicht (Abschnitt C) zu gewährleisten." 

5. Der § 7 samt Überschrift lautet: 
"Datenennittlung, Mitteilungspßichten 

§ 7. (1) Soweit es zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist, dürfen 
die Zollbehörden personenbezogene Daten ermitteln und verarbeiten, die ihnen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit entweder aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen oder frei­
willig überlassen oder sonst bei Vollziehung des Zollrechts und der Wahrriehmung ihrer 
Aufgaben gewonnen werden. 

(2) Bei der Ermittlung v�n personenbezogenen Daten nach den Abs. 3, 4 und 5 lit. c 
ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum Anlass und zum angestrebten Erfolg zu 
wahren. Dazu haben die Zollbehörden und die Zollorgane 

a) von mehreren zielfilhrenden Maßnahmenbefugnissen jene auszuwählen, die 
voraussichtlich die Betroffenen am wenigsten beeinträchtigt; 

b) darauf Bedacht zu nehmen, ob sich die Maßnahme gegen einen Unbeteiligten 
oder gegen denjenigen richtet, von dem die Gefahr eines Finanzvergeliens 
ausgeht oder dem sie zuzurechnen ist; 

c) darauf Bedacht zu nehmen, dass der angestrebte Erfolg in einem vertretbaren 
Verhältnis zu den beabsichtigten Finanzvergehen steht; 

d) auch während der Ausübung von Befugnissen der Absätze 3 und 4 auf die 
Schonung der Rechte und der schutzwürdigen Interessen der Betroffenen Be­
dacht zu nehmen; 

e) die Ausübung der Befugnisse der Absätze 3 und 4 zu beenden, sobald der an­
gestrebte Erfolg erreicht wurde oder sich zeigt, dass er auf diesem Wege nicht 
erreicht werden kann. 

(3) Die Zollbehörden sind ermächtigt, personenbezogene Daten durch Beobachten 
(Observation) bestimmter Personen oder Warenbewegutlgen bereits während der Vorbe­
reitung einer Zollzuwiderhandlung zu ermitteln, wenn dies nach der Lage des Einzelfal­
les unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Abs. 2) geboten 
ist, wenn ansonsten die Verhinderung der Zollzuwiderhandlung gefllhrdet oder wesent­
lich erschwert würde. Wenn ein gerichtlich strafbares Finanzvergehen nach § 38 Abs. 1 
FinStrG verhindert werden soll, können sich die Zollbehörden, unter Mitwirkung des 
Bundesministeriums :für Inneres, technischer Hilfsmittel zur Peilung von Be:f6rde­
rungsrnitteln bedienen. 

(4) Darüber hinaus ist das Einholen von Auskünften ohne Hinweis auf einen amtli­
chen Charakter und die bestehenden abgabenrechtlichen Auskunftspflichten sowie die 
Observation zulässig, wenn sonst die Aufdeckung von Finanzvergehen nach § 38 Abs. 1 
FinStrG gefährdet oder erheblich erschwert werden würde oder dies nach der Lage des 
Einzelfalles unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit (Abs. 2) 
geboten ist, um die Aufdeckung des Finanzvergehens zu ermöglichen. 

(5) Zur Ausübung der zollamtlichen Aufsicht im grenzüberschreitenden Warenver­
kehr darf die Ermittlung personenbezogener Daten mit Bildaufzeichnungsgeräten erfol­
gen 

a) an grenzüberschreitenden Verkehrswegen in Grenznähe hinsichtlich von Be­
:f6rderungsmitteln; 

b) auf Amtsplätzen von Zollstellen, in Verkehrseinrichtungen (Bahnhöfe, Flug­
plätze, Schiffsanlegeplätze ) und Umschlagseinrichtungen, wo Grund .� An­
nahme besteht, daSs Waren vorhanden smd, die der zollamtlichen Uberwa­
chung unterliegen, hinsichtlich von Beförderungsmitteln, Personen und Wa­
ren' 

c) außerhalb der genannten örtlichkeiten hinsichtlich von Berorderungsmitteln, 
Personen und Waren nur dann, wenn die rechtlichen Voraussetzungen für eine 
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Observation gegeben sind; unter der Voraussetzung des Abs. 4 und des § 149d 
Abs. 2 StPO kann sie auch ohne Kenntnis der Betroffenen erfolgen. 

Eine über den Zeitraum von 48 Stunden hinausgehende Bildspeicherung darf nur dann 
erfolgen, wenn der Verdacht einer Zollzuwiderhandlung besteht und ein Verfahren er­
öffnet wird. Die Daten sind jedenfalls zu löschen, sobald sie fUr Zwecke der Betrugsbe­
kämpfung einschließlich der strafrechtlichen Verfolgung nicht mehr benötigt werden. 
Eine SpeIcherung darf längstens bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens er­
folgen. In den Fällen der lit. a und b ist der Einsatz von Bildaufzeichnungsgeräten je­
doch zuvor auf solche Weise anzukündigen, dass es einem möglichst weiten Kreis po­
tentieller Betroffener bekannt wird. 

(6) Die Zollbehörden sind berechtigt, von den Betreibern öffentlicher Kommunika­
tionsdienste und von Universaldiensten (Abschnitte 3 und 4 des Telekommunikations­
gesetzes 2003-TKG 2003, BGBl. I Nr.70/2003), die einen öffentlichen Telefondienst 
gemäß § 3 Z 16  TKG 2003 erbringen, Auskunft über Namen, Anschrift und Teilneh­
mernurnmer zu verlangen, wenn sie diese Daten als wesentliche Voraussetzung ftlr die 
Erfüllung der ihnen nach diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben benötigen. Die 
ersuchte Stelle ist verpflichtet, diese AuskUnft unverzüglich und kostenlos zu erteilen." 

6. § 8 lautet: 

"§ 8. (1) Die Zollbehörden haben die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis 
gelangten Daten über Art, Beschaffenheit, Menge, Wert, Ursprung, lIerlrunft und Be­
stimmung von Waren sowie über die am betreffenden Warenverkehr unmittelbar oder 
mittelbar beteiligten Personen von Amts wegen bekannt zu geben: 

1 .  den zur Verfolgung von Verletzungen von Rechtsvorschriften über die Einfuhr, 
Ausfuhr und Durclifuhr von Waren oder über die Verwendung eingefilhrter Wa­
ren im Anwendungsgebiet zuständigen Behörden, soweit die Daten ftir eine sol­
che Verfolgung erforderlich sind, 

2. den Behörden oder sonstigen Einrichtungen, die Bewilligungen, Zeugnisse oder 
sonstige im Zollverfahren vorgeschriebene Unterla�en ausgestellt haDen oder zu 
deren Ausstellung zuständig gewesen wären, soweit die Daten Aufschluss über 
die Heranziehung oder das Fehlen der Unterlage im Zollverfahren geben, 

3. den Behörden oder sonsti�en Einrichtungen, die in anderen als von den Zollbe­
hörden verwalteten BereIchen ftlr Abgaben, Erstattungen, Förderungen oder 
sonstigen Leistungen im Bereich landwirtschaftlicher Marktordnungen zuständig 
sind, soweit die Daten für die Wahrnehmung der Aufgaben dieser Behörden oder 
Einrichtungen erforderlich sind, 

wenn der Empfanger der Daten sich diese auf andere Weise nicht, nicht mit ausreichen­
der VerlässlichkeIt oder nur mit unverhältnismäßig höherem Aufwand verschaffen 
könnte; die Mitteilung kann auch automationsunterstützt erfolgen. 

(2) Sofern sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane zur Verhinderung 
von Zollzuwiderhandlungen die Verpflichtung zur Abwehr geflihrlicher Angzjffe nach 
§ 16  des Sicherheitspolizei gesetzes ergibt, sind die zuständigen Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. § 84 der Strafprozess­
ordnung bleibt unberührt. 

(3) Der Bundesminister fiir Finanzen ist weiters befugt, aus den ihm über die Tätig­
keit der Zollbehörden zur Verfiigung stehenden Unterlagen auf Antrag Daten bekannt 
zu geben, wenn sie keine Rückschlüsse auf Betroffene zUlassen, keine gesetzliche Ver­
pflichtung zur Geheimhaltung entgegensteht und die Erfiillung der sonstigen Aufgaben 
(les Bundesministeriums fiir Finanzen dadurch nicht beeinträclitigt wird. 

(4) Das Auskunftsrecht von Betroffenen richtet sich nach § 26 des Datenschutzge­
setzes-DSG 2000, BGBI I Nr. 165/1999. 

(5) In Fällen, in denen die Behörde keine Daten des Antragstellers verarbeitet hat 
oder das Wissen des Betroffenen um die Existenz oder den Inhalt des Datensatzes die 
Betrugsbekämpfung unter den Gesichtspunkten des § 26 Abs. 2 Z 4 und 5 des DSG ge­
fährden oder erheblich erschweren würde, hat die Auskunft zu lauten: "Es wurden keme 
der Auskunftspflicht unterliegenden Daten verwendet." Die Zulässigkeit dieser Vor­
gangsweise unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 
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DSG und dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission nach 
§ 31 Abs. 4 DSG. 

(6) In jenen Fällen, in denen die Behörde über die Daten des Betroffenen vollstän­
dig oder nur in dem Umfan� Auskunft erteilt, in dem kein Sachverhalt nach Absatz 2 
vorlieg4 hat die Auskunft mIt dem Satz zu enden: "Im übrigen wurden keine der Aus­
kunftspflicht unterliegenden Daten verwendet." Abs. 2 letzter Satz ist anwendbar." 

7. § 14Absatz 4 wird aufgehoben. 

8. Der § 15samt Überschrift" Zol/wache It entfällt. 
9. § 15a wird zu § 15 umbenannt. 

10. § i5a lautet: 
,,§ ISa. Während der Dauer von Übergangsfristen im Bereich der Tabaksteuer, die 

den zum 1. Mai 2004 der Europäischen Union beitretenden neuen Mitgliedstaaten ein­
geräumt wurden, sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes befugt, bei der 
Uberwachung der Bundesgrenze gegenüber diesen Staaten Anmeldungen gemäß § 29a 
Abs.3 des Tabaksteuergesetzes 1995 in der Fassung des BGBI. I Nr. 124/2003 entge­
gen zu nehmen. Bei Verdacht von Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung smd 
die Sicherheitsorgane bei Gefahr im Verzug befugt, Beschlagnahmen vorzunehmen, 
wobei unverzüglich die nächstgelegene Zollstelle zu verständigen ist; sie gelten dabei 
als Organe des zuständigen Zollamtes." 

11. § 16 Absatz 3 lautet: 
,,(3) Zur Ausübung der Zollaufsicht und der amtlichen Aufsicht im Sinne der 

Verbrauchsteuergesetze sind von den Org8!len der Zollämter auch Kontrollen außerhalb 
des Amtsplatzes von Zollämtern durchzufilhren." 

12. Nach § 17  werden folgende § § 17 abis 17 c samt Überschrift eingefogt: 
,,§ 1 7a. (1) Eine zollamtliche Überwachung kann darüber hinaus angeordnet und 

durchgefiihrt werden hinsichtlich 
1. Personen, bei denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie 

eine Zollzuwiderhandlung im Anwendungsgebiet vorbereiten, begehen oder be­
gangen haben oder daran beteiligt sind, 

2. Orten, an denen Warenlager unter Umständen eingerichtet werden, die begründe­
ten Anlass zu der AnnahIne geben, dass sie Vorgängen dienen, die den von den 
Zollbehörden zu vollziehenden Aufgaben zuwiderlaufen, 

3. Warenbewegungen, zu denen mitgeteilt wird, dass sie Vorgängen dienen kön­
nen, die Zollzuwiderhandlungen darstellen, 

4. Berörderungsmittel, bei denen begründeter Anlass zur Annahme besteht, dass sie 
zu Vorgängen benutzt werden, die Zollzuwiderhandlungen darstellen. 

Eine zollamtliche Überwachung im Sinn dieser Bestimmung darf nur dann angeordnet 
und durchgefiihrt werden, wenn es sich um Zollzuwiderhandlungen (§ 4 Abs. 2 Z 14) 
handelt. 

(2) Von Maßnahmen zur Verhinderung von einzelnen Zollzuwiderhandlungen kann 
Abstand genommen werden, wenn anzunehmen ist, dass dadurch gerichtlich strafbare 
Zollzuwiderhandlungen oder sonstige gerichtlich strafbare Handlungen im Zusammen­
hang mit der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren im Sinn des § 111 Abs. 4 Z 4 aufge­
klärt werden können (Kontrollierte Lieferung). Voraussetzung 1st, dass dadurch keme 
Gefahr für Leben und Gesundheit Dritter besteht und dabei Vorsorge getrofIen wird, 
dass ein aus der Tat entstehender Schaden zur Gänze abgedeckt wird. Dabei kann die 
Warensendung abgefangen und derart zur Weiterbef6rderung freigegeben werden, dass 
ihr ursprünglicher Inhalt unangetastet bleibt, entfernt oder ganz oder teilweise ersetzt 
wird. Voraussetzungen für die Durchfiihrun� einer kontrollierten Lieferung durch Zoll­
behörden sin�, dass ein Auftrag der zuständIgen Beh�rde yorliegt und. keine �sätzlic�e 
Gefahr fiir dIe Erhebung von Abgaben verursacht WIrd. EIDe kontrollIerte LIeferung 1st 
darüber hinaus zollrechtlich zulässig, wenn sie von anderen zuständigen Behörden nach 
den jeweils geltenden Rechtsvorscliriften in Absprache mit der Zollbehörde genehmigt 
und durchgefilhrt wird." 
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Überwachung des grenzüberschreitenden Bargeldverkehrs 
§ 17b. (1) hn Rahmen der allgemeinen Maßnahmen der Zollaufsicht unterliegen der 

zollamtlichen Überwachung aucli Bargeld und diesem gleichgestellte Zahlungsmittel, 
die in das, durch das oder aus dem Anwendungsgebiet verbracht werden. Gleichgestell­
te Zahlungsmittel sind Inhaberpapiere sowie GOld und andere Edelmetalle. 

(2) Auf Verlangen der Zollorgane haben Personen Auskunft zu geben, ob Bargeld 
oder gleichgestellte Zahlungsmittel im Wert von 15.000 Euro oder mehr mitgefiihrt 
werden. In diesem Fall ist auch über deren Herkunft, den wirtschaftlich Berechtigten 
und deren Verwendungszweck über Verlangen Auskunft zu geben. 

§ 17c. (1) Wenn bestimmte Tatsachen darauf schließen lassen, dass Bargeld oder 
gleichgestellte Zahlungsmittel zum Zweck der Geldwäsche verbracht werden, so sind 
die Zollorgane bei Gefahr im Verzug befugt, das Bargeld oder die Zahlungsmittel vor­
läufig sicherzustellen. Von der Sicherstellung haben sie unverzüglich der zuständigen 
Staatsanwaltschaft zu berichten. Erklärt diese, dass die Voraussetzungen einer Be­
schlagnahme nach den §§ 98 Abs. 2 und 143 Abs. 1 StPO oder einer einstweiligen Ver­
fiigupg nach § 144a StPO nicht vorliegen, ist die Sicherstellung sogleich aufzuheben. 
Im Ubrigen tritt die vorläufige Sicherstellung außer Kraft, wenn seit ihrer Erlassung 
sechs Monate vergan�en sind oder sobald das Gericht über einen Antrag auf Beschlag­
nahme oder einstweilIge Verfügung rechtskräftig entschieden hat. 

(2) Im Zusammenhang mit der Durchführung der Kontrolle von Bargeld oder 
gleichgestellten Zahlungsnutteln, die in das, durch das oder aus dem Anwendungsgebiet 
verbracht werden, dürfen die Zollbehörden personenbezogene Daten erheben, verarbei­
ten und nutzen. Die Zollbehörden haben diese Daten an die zuständige Strafverfol­
gungsbehörde und an die Geldwäschemeldestelle weitergeben, soweit dies zur Erfüllung 
deren gesetzlicher Aufgaben erforderlich ist." 

13. Im § 29 werden die Absätze 3 und 4 durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 
,,(3) Im Fall des Absatzes 2 ist die jeweils zuständige Behörde unverzüglich zu ver­

ständigen. Die befassten Zollbehörden und Zoll organe smd befugt, die zur Beweissiche­
rung und zur Aufklärung des Falles notwendigen und keinen Aufschub duldenden Maß­
nahmen zu setzen SOWIe bei Gefahr im Verzug die Ware zu beschlagnahmen. § 26 
Abs. 3 und 4 ist anzuwenden. Weitergehende gesetzliche Regelungen ü6er die Zustän­
digkeit der Zollbehörden bei der Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Verbote 
und Beschränkungen des Warenverkehrs bleiben unberührt." 

1 4. § 72 Abs. 5 entfällt. 

15. Die Überschrift des Abschnittes G lautet: 
"ABSCHNITT G 

Internationale Zollzusammenarbeit und zwiscbenstaatlicbe Am tsbilfe" 

16. Die §§ 109 bis 116 samt Überschriften lauten: 
"Unterabscbnitt 1 

Ermittlungsbllfe 

Anwendungsbereich 
§ 109. (1) Die Zollbehörden sind befugt, in Vollziehung der ihnen übertragenen 

Aufgaben, insbesondere der Betrugsbekämpfung, ausländische Zollbehörden um Amts­
hilfe zu ersuchen und ihnen Amtshilfe zu gewähren 

1 .  aufgrund unmittelbar anwendbarer EG-Vorschriften oder 
2. aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen oder 
3. bei Gegenseitigkeit nach den Bestimmungen dieses Unterabschnittes. 

Den ausländischen Zollbehörden sind die Dienststellen der Europäischen Kommission, 
wenn sie in Vollziehung von Gemeinschaftsrecht betreffend Zoll- oder Verbrauchsteu­
erangelegenheiten tätig werden, sowie der Generalsekretär der durch das Abkommen 
über die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens 
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(BGBI Nr. 16511955) errichteten internationalen Organisation gleichgestellt. Als aus­
ländische Zollbehörden gelten für Zwecke dieses Abschnittes weiters jene ausländi­
schen Abgabenverwaltungen, die Verbrauchsteuerangelegenheiten vollziehen. 
Die Leistung von Amtshilfe kann nach den Bestimmungen des § 1 1 1  Abs. 4 auch ohne 
Ersuchen erfolgen (spontane Mitteilung). 

(2) Festnahmen, Hausdurchsuchungen und Personendurchsuchungen sind von der 
Amtshilfe ausgenommen. Die Beschlagnahme von Beweismitteln ist zulässig, jedoch 
darf der beschlagnahmte Gegenstand nur nach Maßgabe des § 1 1 2 Absatz 4 der auslän­
dischen Zollbehörde übersenoet werden. 

(3) Die Leistung und die Erwirkung von Rechtshilfe nach dem Auslieferungs- und 
Rechtshilfegesetz, BGBI Nr. 529/1979, oder nach zwischenstaatlichen Vereinbarungen 
bleiben unberührt. 

Zuständigkeit 
§ 1 10. Zuständige Behörde für die Leistung von Amtshilfe ist der Bundesminister 

für Finanzen. DarülJer hinaus sind nachgeordriete Zollbehörden fi1r die Leistung von 
Amtshilfe auf Ersuchen oder spontan zuständig 

1. gegenüber gleichrangigen Behörden von Nachbarstaaten mit aneinander angren­
zenden örtlIchen Zuständigkeitsbereichen, 

2. bei Gefahr im Verzug. 
3. auf Ermächtigung des Bundesministers fi1r Finanzen in besonderen Einzelfällen, 

In den Fällen der Z 2 und 3 ist dem Bundesminister fi1r Finanzen unverzüglich Mittei­
lung zu machen. 

Ersuchen um Amtshilfe, spontane Amtshilfe 
§ 1 1 1. (1) Ein Ersuchen an eine ausländische Zollbehörde darf nur gestellt werden, 

wenn die im Inland möglichen Maßnahmen zur Feststellung des maßgeblichen Sach­
verhaltes nicht ausreichen. 

(2) In einem Ersuchen an eine ausländische Zollbehörde ist, wenn e inem gleicharti­
gen Brsuchen dieser Behörde nicht entsprochen werden könnte, auf das Fehlen der Ge­
genseitigkeit hinzuweisen. 

(3) Wenn eine ausländische Zollbehörde anlässlieh der Gewährung von Amtshilfe 
Bedingungen hinsichtlich der Beschränkung der Informationsweitergare oder hinsicht­
lich von Formalitäten bei der Beschaffung von Beweismitteln stellt, so sind diese einzu­
halten. 

(4) Ohne Ersuchen dürfen Mitteilungen gemacht werden über 
1. neue oder besonders gefährliche Methoden zur Begehung von Zuwiderhandlun­

gen gegen Zoll- oder Verbrauchsteuervorschriften; 
2. Verstecke in Berorderungsmitteln oder Behältnissen; 
3. Verfälschung oder Nachahmung von im Zollverfahren verwendeten Urkunden, 

Stempeln uno Nämlichkeitszeichen; 
4. Zuwiderhandlungen, die im Hinblick auf ihre wirtschaftliche, humanitäre, sozia­

le oder politische Bedeutung auch Interessen der Republik Österreich gefährden, 
insbesondere über Zuwiderhandlungen im Zusammenhang mit Suchtmitteln. 
Waffen, Schiess- und Sprengmittel, gefährliche Abfalle oder Kunst- und Kultur­
güter. 

Erledigung von Amtshilfeersuchen 
§ 1 12. (1) Ausländischen Zollbehörden darf Amtshilfe nur gewährt werden. soweit 

hierdurch dIe öffentliche Ordnung oder andere wesentliche Interessen Österreichs sowie 
schutzWÜfdige Interessen an der Geheimhaltung, insbesondere von Handels-. Industrie-. 
Gewerbe- oder Berufsgeheimnissen, nicht verletzt werden. Der Umstand, dass Daten 
automationsunterstützt verarbeitet worden sind, sowie die abgabenrechtliche Geheim­
haltungspflicht (§ 48a BAO) stehen der Leistung von Amtshilfe nicht entgegen. 

(2) Einer ausländischen Zollbehörde darf Amtshilfe überdies nur gewährt werden, 
wenn gewährleistet ist, dass 
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1 .  die ausländische Zollbehörde die im Wege der Amtshilfe mitEeteilten personen­
bezogenen Daten (§ 4 Z 1 des DSG) nur solchen Personen, Behörden oder Ge­
richten, die mit dem Verfahren, für das die Amtshilfe gewährt werden soll, oder 
mit einem mit diesem Verfahren im unmittelbaren Zusammenhang stehenden 
anderen Verfahren befasst sind, zugänglich machen und im übrigen geheim hal­
ten wird, es sei denn. dass der Bundesminister für Finanzen der Weitergabe für 
Zwecke eines Verfahrens zustimmt. dessen Durchführung im Zusammenhang 
mit strafbaren Handlungen notwendig und im Hinblick auf die wirtschaftliche, 
1!umani�e. sozial� oder politische Bedeutung auch im Interesse der Republik 
OsterreIch gelegen 1st; 

2. die ausländische Zollbehörde einem gleichartigen österreichischen Ersuchen 
entsprechen und allfällige an die Gewährung der Amtshilfe geknüpfte Bedingun­
gen beachten wird; und 

3. die ausländische Zollbehörde die aus Leistung von Amtshilfe entstandenen Kos­
ten für Sachverständige oder für auf Ersuchen einer ausländischen Zollbehörde 
als Zeugen oder Sachverständige in das Ausland entsendete Behördenorgane er­
setzt. 

(3) Überdies muss gewährleistet sein dass die ausländische Zollbehörde die mitge­
teilten personenbezogenen Daten unverzüglich löscht. wenn 

1 .  sich die Unrichtigkeit der Daten ergibt. 
2. die übermittelnde Behörde mitteilt, dass die übermittelten Daten rechtswidrig 

ermittelt oder übermittelt worden sind oder 
3. die Daten nicht mehr zur Erfüllung der für die Übermittlung maßgeblichen be­

hördlichen Aufgaben benötigt werden, es sein denn dass die ausdiückliche Er­
mächtigung besteht, die übermittelten Daten zu anderen Zwecken zu verwenden. 

Weiters muss gewährleistet sein, dass die ausländische Zollbehörde im Falle eines Er­
suchens einer österreichischen Zollbehörde Auskunft über jegliche Verwendung der 
betroffenen Daten gibt. 

(4) Gegenstände können übersendet werden, wenn �ewährleistet ist. dass an ihnen 
bestehende Rechte unberührt bleiben und sie so bald Wie möglich zurückgegeben wer­
den. Akte. Bescheini�gen, Dokumente, amtliche Mitteilungen und sonstige Schrift­
stücke sollen vorrangIg in �bschrift allenfalls in beglaubigter Form übersendet werden; 
soweit möglich, kann die Ubersendung auch in elektronischer Form erfolgen. Auf die 
Rückgabe übersendeter Gegenstände kann verzichtet werden, wenn diese nicht mehr 
benötIgt werden. 

(5) Die selbständige Vornahme von Erhebungen und Verfahrenshandlungen durch 
Organe ausländischer Zollbehörden im Anwendungsgebiet ist unzulässig. Der Bundes­
minister für Finanzen kann jedoch den Organen der Zollverwaltung des ersuchenden 
Staates bei gesicherter Gegenseitigkeit die Teilnahme an Erhebungen und Verfahrens­
handlungen sowie Organen von ausländischen Zollverwaltungen und anderen am Ver­
fahren beteiligten Personen und deren Rechtsbeiständen die Anwesenheit bei Arntshil­
fehandlun�en gestatten, wenn dies zur sachgemäßen Erledigung des Ersuchens erforder­
lich ist. Dlese Personen können durch Stellung von Ersuchen oder durch Fragen am 
Verfahren mitwirken. 

Verfahren bei der Amtshilfe 
§ 113. (l) Für die zur Leistung der Amtshilfe erforderlichen Maßnahmen gelten in 

AngelegenheIten der Erhebung von Abgaben und der Verhinderung. Ennittlung und 
Bek�pfung von Zollzuwiderhandlungen die Vorsc�ften des Zollrec�ts, in Angele­
genheIten der Verfolgung und Ahndung von Zollzuwlderhandlungen, die Vorschriften 
für das verwaltungsbehöraliche Finanzstrafverfahren. 

(2) Einem Ersuchen um Einhaltung einer bestimmten vom österreichischen Verfah­
rensrecht abweichenden Vorgangsweise kann entsprochen werden, wenn diese mit den 
Grundsätzen des österreichischen Verfahrensrechtes vereinbar ist. 

(3) Hat eine am Verfahren beteiligte Person ihren normalen Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt im Anwendungsgeb_let, so ist sie vor LeistUI}g der Amtshilfe zu hören, 
es sei denn, dass die beabsichtigte Informationserteilung der Offentlichkeit zugängliche 
Verhältnisse oder Umstände betrifft oder im Hinblick aUf die wirtschaftliche, liumanitä-
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re, soziale oder politische Bedeutung der Hilfeleistung auch im Interesse der Republik 
Österreich gelegen ist oder deren Zweck durch die Anliörung in Frage gestellt wäre. 

(4) Der Amtshilfeverkehr kann auch in elektronischer Fonn erfolgen. 
Unterabschnitt 2 

Besondere Formen der ZoUzusammenarbeit 

Einschreiten auf fremdem Hoheitsgebiet 
§ 114. (l) Soweit es völkerrechtlich vorgesehen ist, können Zollorgane im Ausland 

und ausländische Zollorgane in Österreich eInschreiten, um ihre Aufgaben im Rahmen 
der Betrugsbekämpfung zu erfilllen. Die Voraussetzungen für ein derartiges Einschrei­
ten, insbesondere die Fälle einer grenzüberschreitenden Observation oQer Nacheile, 
richten sich gleichennaßen nach den innerstaatlichen und völkerrechtlichen Rechtsvor­
schriften. 

(2) Das Handeln von Zollorganen im Ausland, soweit es nicht im Rahmen eines 
Mandats der Europäischen Kommission erfolgt, ist dem Zollamt zuzurechnen, dem sie 
beigegeben, zugeteilt oder unterstellt sind. Das Handeln von Organen des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes ist jenem Zollamt zuzurechnen, von dessen Bereich aus die Grenze 
überschritten wurde. 

(3) Eingriffe in Rechte Betroffener dürfen von Zollorganen im Ausland nur gesetzt 
werden, wenn sie sowohl nach österreichischem Recht als auch nach dem Recht des 
Staates, in dem die Zollorgane einschreiten, zulässig sind. 

(4) Die Zollorgane dürfen im Ausland keine Handlungen setzen, die Anordnungen 
einer zuständigen ausländischen Behörde widersprechen. 

Einschreiten von Organen ausländischer Zollverwaltungen im Bundesgebiet 
§ 114a. (1) Organe ausländischer Zollverwaltungen dürfen im Bundesgebiet ein­

schreiten, soweit dies völkerrechtlich vorgesehen ist. 
(2) Dem Leisten von Amtshilfe (§ 113) ist gegenüber dem Einschreiten ausländi­

scher Organe im Bundesgebiet der Vorrang zu geben; wenn Völkerrecht nicht entge­
gensteht, haben die Zollbehörden darauf hin zu Wirken, dass ein Einschreiten von Orga­
nen ausländischer Zollverwaltungen nur erfolgt, soweit eine Aufgabenbesorgtn!g durch 
eine Zollbehörde der Sache nach oder wegen Gefahr im Verzug nicht In Betracht 
kommt. 

(3) Im Falle des Einschreitens der Organe ausländischer Zollverwaltungen nach 
Abs. I sind auf das Führen, den Besitz, die Einfuhr und die Ausfuhr ihrer Dienstwaffen 
die Bestimmungen des Waffengesetzes und des Kriegsmaterialgesetzes nicht anzuwen­
den. 

(4) Für das Einschreiten der ausländischen Organe können von den zuständigen in­
ländIschen Behörden zusätzliche Anordnungen getroffen werden. 

Weitere Formen der Zollzusammenarbeit 
§ 115. (1) Bei Vorliegen der innerstaatlichen Voraussetzungen und im Auftrag der 

zuständigen :Behörde kann im Rahmen von strafrechtlichen Ennittlungen, die ausliefe­
rungsfahige Zuwiderhandlungen betreffen, auf die Geltendmachung von Abgabenan­
sprüchen nach Maßgabe des anwendbaren Gemeinschaftsrechts und auf die Strafverfol­
gung gänzlich oder vorerst verzichtet werden, wenn anzunehmen ist dass die Abgaben­
festsetzung und die Strafverfolgung im Ausland erfolgt (grenzüberschreitende kontrol­
lierte Lieferung). 

(2) Die Durchführung kontrollierter Lieferungen gegenüber Mitgliedstaaten der Eu­
ropäischen Union richtet sich nach Artikel 22 des Neapel II-Ubereinkommen in Verbin­
dung mit § 17a Abs. 2. Gegenüber Drittstaaten ist § 17a Abs. 2 nach Maßgabe völker­
rechtlicher Vereinbarungen anwendbar. 

(3) Bei Durchfiihrung von grenzüberschreitenden Observationen ist gegenüber den 
�itgliedstaaten der Europäischen Union nach Artikel 21 des Neapel II­
Ubereinkommens in Verbindung mit § 7 Abs. 3 vorzugehen. Ge�enüber Drittstaaten ist, 
sofern nicht völkerrechtliche Vereinbarungen eine besondere Regelung vorsehen, § 7 
Abs. 3 anwendbar mit der Maßgabe, dass eIne Observation jeweils bei der inländischen 
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oder ausländischen Grenzstelle oder im Nahbereich der Staatsgrenze begonnen oder 
beendet werden darf. 

(4) Sofern J!S nach völkerrechtlichen Vereinbarungen, insbesondere nach Artikel 23 
des Neapel II-Ubereinkommens, zulässig ist, können unter den Voraussetzungen des § 7 
Abs. 4 Zollorgane auch außerhalb des Anwendungsgebietes Auskünfte ohrie Hinweis 
auf einen amtlichen Charakter einholen. 

(5) Angehörige ausländischer Zollverwaltungen, die vorübergehend aus besonde­
rem Anlass zur Aufklärung von konkreten Zuwiderhandlungen, die eine länderübergrei­
fende gleichzeitige und abgestimmte Vorgangsweise erfordern, im Anwendungsgebiet 
tätig werden, sind berechtigt, zu diesem Zweck Infonnationen bei den Zollbehörden im 
Inland zu beschaffen. Eine aktive Tätigkeit im Rahmen eines arbeitsteiligen Verhaltens 
darf nur insoweit ausgeübt werden, als keine Akte behördlicher Befehls- und Zwangs­
gewalt selbständig ausgefiihrt werden. Wenn von Zollverwaltungen von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union konkrete geweinsame Ennittlungsteams eingerichtet werden 
sollen, so ist Artikel 24 des Neapel II-Ubereinkommens anzuwenden. 

(6) Wenn Angehörige ausländischer Zollverwaltungen als Verbindungsbeamte im 
Anwendungsgebiet tätig sind, so richten sich, insoweit sie den Zollverwaltungen ande­
rer Mitgliedstaaten der Europ�schen Union angehören, ihre Aufgaben und Befugnisse 
nach Artikel 6 des Neapel II-Ubereinkommens. Angehörige von Zollverwaltungen von 
Drittstaaten dürfen nur unterstützend tätig werden, es sei denn dass im Rahmen einer 
bilateralen Vereinbarung besondere Regelungen getroffen werden. 

(7) Zuständige Behörde fiir die Bewilligung von Maßnahmen nach diesem Artikel 
ist der Bundesminister für Finanzen. 

Entsendung von Verbindungsbeamten, Kooperationsvereinbarung 
§ 115a. (1) Zur Vertiefung der internationalen Zollzusammenarbeit im Interesse der 

Betrugsbekämpfung kann der Bundesminister rur Finanzen Verbindungsbeamte in das 
Ausland entsenden. Dies wird insbesondere vom Umfang des lesalen und illegalen Wa­
renverkehrs zwischen dem Anwendungsgebiet und der Region, In der der Verbindungs­
beamte tätig sein soll, abhän�i� zu machen sein. Vor Entsendung eines Verbindungsbe­
amten ist mit dem BundesmlDlster fiir auswärtige Angelegenheiten das Einvernehmen 
herzustellen. 

(2) Durch Vereinbarung mit dem Bundesministerium fiir Inneres oder der Zollver­
waltung eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union kann festgelegt werden, 
dass ein in ein bestimmtes Land entsendeter Verbindungsbeamter für beioe Verwaltun­
gen tätig wird. Zum Abschluss einer derartigen Vereinbarung ist der Bundesminister fiir 
Finanzen ennächtigt. 

Besonderer Rechtsschutz 
§ 116. (1) Auf Beschwerden von Personen, die behaupten, durch das Einschreiten 

der Zollorgane im Ausland in ihren Rechten verletzt worden zu sein, finden die § §  85a 
bis 85f mit der Maßgabe Anwendung, dass örtlich zuständig das Zollamt ist, von dessen 
Bereich aus die Zoll organe die Grenze überschritten haben. 

(2) Die Zollämter erkennen außerdem über Beschwerden von Personen, die behaup­
ten, durch die Tätigkeit von Organen ausländischer Zollverwaltungen im BundesgebIet 
in ihren Rechten verletzt zu sem, sofern nicht nach völkerrechtlichen Vereinbarungen 
ein anderes Beschwerderecht besteht. 

(3) Ist das Einschreiten der Organe der ausländischen Zollverwaltungen, gegen das 
sich dIe Beschwerde richtet, sonst Keiner Behörde zurechenbar, so findet 1m Umfang der 
Beschwerde eine Zurechnung zum Zollamt Wien statt. Gleiches gilt fiir die Geltendma­
chung von Schadenersatzansprüchen gegenüber dem Bund. 

(4) Der Beschwerdefiihrer kann sich in einer Beschwerde nach den Abs. I oder 2 
nicht auf ausländisches Recht berufen." 

17. In § 120 wird folgender Absatz (1 k) eingefügt: 
,,(1k) § 6 Abs. 1, § 8, § 14 Abs. 1 und 2, § ISa und § 120 Abs. 8 treten mit 1. Mai 

2004 in Kraft. Die Aufhebung der §§ 14 Abs.4, 15 und 72 Abs. 5 in der Fassung des 
Bundesgesetzes 124/2003 tritt mit Ablauf des 30. April 2004 in Kraft." 
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1 8. In § 120 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 
,,(8) Bezugnahmen in anderen bundesgesetzlichen Vorschriften auf die Zollwache, 

auf Zollwacheorgane oder auf Einrichtungen der Zollwache gelten als Bezugnahmen 
auf die Zollverwaltung, auf Zollorgane oder auf Einrichtungen der Zollverwaltung. Dies 
gilt jedoch nicht filr: 

- Bundesministeriengesetz-Novelle 2003 
- § 123 Abs. 2aKFG, 
- § 10 Abs. 1 Z 4 Containersicherheitsgesetz, 
- § 29 Bundesstraßen-Mautgesetz." 

Artikeln 
Änderung des Finanzstrafgesetzes 

Das Finanzstrafgesetz, BGBI Nr. 129/1958, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBI I 124/2003, wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 48a wirdfolgender § 48b samt Überschrift eingefügt: 
" Verletzung der Auskunftspßicht im Bargeldverkehr 

§ 48b. ( 1 )  Der Verletzung der .. Auskunftspflicht im Bargeldverkehr macht sich 
schuldi�, wer bei der zollamtlichen Uberwachung des Bargeldverkehrs vorsätzlich oder 
fahrläsSIg unrichtige oder unvollständige Angaben macht. 

(2) Die Tat wird mit Geldstrafe geahndet, deren Höchstmaß bei vorsätzlicher Bege­
hung 10.000 Euro, bei fahrlässiger Begehung 5.000 Euro beträgt." 

2. In § 146 Abs. 1 tritt an Stelle der Zitierung ,,§§ 35, 37,44 und 46" die Zitierung 
,,§§ 33, 35, 37, 44 und 46". 

Artikelm 
Änderung des GrenzkontroUgesetzes 

Das Grenzkontrollgesetz, BGB!. Nr. 435/1996, zuletzt geändert durch BGBI. I 
Nr. 98/2001, wird wie folgt geändert: 

1 .  § 9 Absätze 3, 4 und 5 werden aufgehoben; die Absätze 6 und 7 werden zu den Absät­
zen 3 und 4 um benannt. 

2. Dem § 1 8  wird folgender Absatz (1 b) angefügt: 
,,( 1 b). Die Aufhebung des § 9 Absätze 3, 4 und 5 tritt mit Ablauf des 30. April 2004 

in Kraft. ' 

Artikel IV 
Änderung des Prokuraturgesetzes 

Das Prokuratur.&esetz, StGBl. Nr. 17211945, zuletzt geändert durch BGBl. I 
Nr. 61/2001, wird Wie folgt geändert: 

1. Im §3 Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes "und die Hauptzollämter" die Wortfolge 
"sowie das Zollamt Wien filr die Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgerilana, 
das Zollamt Klagenfurt filr das Bundesland Kärnten, das Zollamt Linz filr das Bundes­
land Oberösterreich, das Zollamt Salzburg filr das Bundesland Salzburg, das Zollamt 
Graz filr das Bundesland Steiermark, das Zollamt Innsbruck fiir das Bundesland Tirol 
und das Zollamt Feldkirch fiir das Bundesland Vorarlberg". 

2. Im § 1 4  wird folgender Abs. 5 eingefügt: 
,,(5) § 3 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL I Nr. xxl2004 tritt mit 

1 .  MaI 2004 in Kraft. 
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Artikel V 

Änderung des Punzierungsgesetzes 2000 

Das Punzierungsgesetz 2000, BGBl. I Nr. 24/2001, wird wie folgt geändert: 

1. In § 20 Abs. 4 2. Satz wird die Wortfolge "dem Hauptzollamt der Finanzlandesdirek­
tion, In deren Bereich" durch die Worifolge "dem Zollamt gemäß Abs. 9, in dessen Zu­
ständigkeitsbereich" ersetzt. 

2. In § 20 Abs. 4 3. Satz und in § 20 Abs. 5 wird das Wort "Hauptzollamt" durch das 
Wort "Zollamt" ersetzt. 

3. Dem § 20 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

,,(9) Für die Erhebung der Abgabe zuständig sind 
1 .  das Zollamt Wien für die Bundsländer Wien, Niederösterreich und Burgenland, 
2. das Zol1amt Linz für das Bundesland Oberösterreich, 
3. das Zollamt Salzburg für das Bundesland Salzburg, 
4. das Zollamt Graz für das Bundesland Steiermark, 
5. das Zollamt Klagenfurt für das Bundesland Kärnten, 
6. das Zollamt Innsbruck für das Bundesland Tirol, 
7. das Zollamt Feldkirch fiir das Bundesland Vorarlberg." 

4. In § 21 Abs. 1 Z 1 wird das Wort "Hauptzollämtern" durch die Wortfolge "Zollämtern 
Wien, Linz, Salzburg und Graz" ersetzt. 

5. In § 21 Abs. 1 Z 2 wird die Wortfolge "der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederös­
terreich und Burgenland" durch aie Wortfolge "Technische Untersuchungsanstalt der 
Bundesfinanzverwaltung (TUA) " ersetzt. 

6. In § 21 Abs. 2 wird die Wortfolge "von der dem jeweilisen Hauptzollamt übergeord­
neten Finanzlandesdirektion" durch die Wortfolge "vom jeweils zuständigen Zollamt" 
ersetzt. 

7. § 33 erhält die Bezeichnung § 33 Abs. 1 .  Es wird folgender Abs. 2 angefügt: 
,,(2) § 20 Abs. 4, 5 und 9 sowie § 2 1  in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxlZ004 treten mit 1. Mai 2004 in Kraft." 
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Vorblatt 
Probleme: 
Neue Wld veränderte ErscheinWlgsfonnen der gewerblich-organisierten Kriminalität im 
Zoll- Wld Verbrauchsteuerbereicll erfordern die Schaffung zeitgemäßer Rechtsgrundla­
gen auch auf nationaler Ebene, um das der Zol1verwaltllilg auch in ihrer Eigenschaft als 
Strafverfolgoogsbehörde zur Verfiigoog stehende Instrumentarium zur Verhinderung, 
EnnittlWlg Wld Aufklärung von Straftaten im Bereich der organisierten Zol1- Wld 
Verbrauchsteuerkriminalität zu verbessern Wld neu zu gestalten. Auf das Ausmaß des 
internationalen Betruges im Zoll- Wld Verbrauchsteuerbereich wird auch in den Jahres­
berichten "Schutz der finanziellen Interessen - Betrugsbekämpfung" der Europäischen 
Kommission hingewiesen. 
In Rahmen dieser Novelle ist auch derJ:nit der Bundesministeriengesetz-Novelle 2003, 
BGBl. I Nr. 17/2003, vorgenommenen Ubertragung der Zuständi�eit für die Zollwache 
vom BWldesministerium für Finanzen in das Bundesministerium für Inneres Rechnung 
zu tragen. 
Ziele: 
�P1 Bereich der Dritten Säule der Europäischen Union wurde das Neapel 11-
Ubereinkommen vom 18. Dezember 1997 abgeschlossen (siehe § 4 Abs. 2 Z 17 des 
Entwurfes), das für den Bereich der Zollzuwiderhandlun�en 1m weitesten Sinn besonde­
re Fonnen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit emführt wie Nacheile, Observa­
tion, kontrollierte Lieferung, verdeckte Ennittlung und die Bildung gemeinsamer Er­
mittlungsteams. Die vorliegende Novelle soll im Wege der SchaffUng entsprechender 
nationaler Vorschriften und von Durc�gsbestimmWlgen iW Zo�IR-DG die Vor­
aussetzungen schaffen, dass das Instrumentanum des Neapel II-Uberelnkommens nach 
seiner noch vorzunehm�nden Ratifikation nicht nur im pohzeilichen Bereich, soweit die 
Angelegenheiten des Ubereinkommens in den Zuständigkeitsbereich der Sicherheits­
verwaltung fallen, sondern auch im Zol1- und Verbrauchsteuerbereich angewendet wer­
den kann. 
Die Novelle soll auch den zwischenzeitig erfolgten Rechtsentwicklungen im Amtshilfe­
bereich RechnWlg tragen. 
Im ZollR-DG sind die notwendigen legistischen Maßnahmen im Zusammenhang mit 
der Ubertragung der Zollwache in den Bereich des Bundesmj,nisteriums für Inneres zu 
treffen. Das Prokuraturgesetz berücksichtigt organisatorische Anderungen. 
Inhalt: 
Es werden Bestimmungen geschaffen betreffend die Observation einschließlich der 
Verwendung technischer Hiffsmittel, das Einholen von Auskünften ohne Hinweis auf 
einen amtlichen Charakter, die kontrollierte Lieferung und die Ermittlung von Daten 
mit Bildaufzeichnungsgeräten. Diese besonderen Maßnahmen sind jeweils an bestimm­
te Tatbestandsqualifikationen in rechtlicher Hinsicht geknüpft wie das Vorliegen einer 
schwerwiegenden Straftat oder bei der Ennittlung von Daten mit BildaufzeichnWlgsge­
räten teilweise auf bestimmte örtliche Anwendungsbereiche beschränkt. 
Im Zuge der Neuregelung der Bestimmungen über die Amtshilfe ausgenommen die 
Vollstreckungshilfe werden auch .. die besonderen Fonnen der grellZÜl5erschreitenden 
Zusammenarbeit des Neapel II-Ubereinkommens in das ZollR-DG eingefilhrt und 
Rechtsgrundlagen für die kontrollierte Lieferung, die grenzüberschreitende Observation, 
das grenzüberschreitende Einholen von Auskünften ohne Hinweis auf einen amtlichen 
Charakter und die Bildung gemeinsamer Ermittlungsteams geschaffen. Dieser Abschnitt 
enthält nunmehr auch eme Regelung über Ver1::iindungsbeamte sowie eine Rechts­
schutzbestimmung. 
Weiters werden alle die ausschließlich die Zollwache betreffenden Bestimmungen ent­
weder aufgehoben oder im Hinblick auf den Umstand, dass die Kompetenzen und Be­
fugnisse }ünkünftig ausschließlich von zivilen Zollorganen wahrgenommen werden, 
angepasst. 
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Alternativen: 
Keine. 
Kosten: 
In Folge eines Anwachsens des Amtshilfeverkehrs durch die Ratifikation des Neapel II­
Überemkommens, die etwa zeitgleich mit dem Inkrafttreten dieser Novelle erfolgen 
wird, kann es zu einer nicht genau abschätzbaren, aber begrenzten Erhöhung des Per­
sonal- und Sachaufwandes kommen, der vermehrte Einnahmen im 2011- und 
Verbrauchsteuerbereich einschließlich von Geldstrafen nach dem Finanzstrafgesetz ge­
genüber stehen. Allerdings dürfte die Erweiterung der Europäischen Union .9azu führen, 
dass der Amtshilfeverkehr im Zollbereich insgesamt zurück�eht. Durch Ubertritt von 
bis zu 900 Zollwacheangehörigen in das Schema des Allgememen Verwaltungsdienstes 
im Bereich des Bundesministeriums filr Finanzen sind Emsparungen beim Personalauf­
wand zu erwarten, di� aber nicht. ber�c!'tenb3! sind, da sie j�weils individuell dav�n ab­
hängen, welche Arbeitsplatzwemgkeit Jeder 1m BMF verbleIbende ZollwachebedIenste­
te hat und welcher neue Arbeitspfatz mit welcher Wertigkeit jedem einzelnen nach dem 
1. Mai 2004. dem Zeitpunkt der Osterweiterung, zugewiesen werden wird. 
EU-Konformität: 
Gegeben. Teilweise .. trifft die Novelle �urchfiihrungsregelungen zu jenen Bestimmun­
gen des Neapel II-Ubereinkommens, dIe unter dem Vorbehalt des nationalen Rechts 
stehen. 
Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Wirtschaftsstandort Österreich: 
Keine. 
Besonderheiten des Normerzeugungsverfahren: 
Keine. 
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Hauptgesichtspunkte des Entwurfes: 

1. Ausgangslage 
Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union hat die rechtlichen Rahmenbedingun­
gen für die Tätigkeit der österreichischen Zollverwaltung gravierend verändert. Die 
Amtshilfe basiert innerhalb der EU auf Rechtsinstrumenten, die sowohl im vergemein­
schafteten Bereich der gemeinsamen Zol1- und Agrarregelung als auch im Bereich der 
Zusammenarbeit nach Titel VI des Amsterdamer Vertrages "Bestimmungen über die 
polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen" in den letzten Jahren neu 
gefasst wurden. Im EG-Bereich gilt die Verordnung (EG) Nr. 5 1 5197 des Rates vom 
13 .  März 1997 über die gegenseItige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden der 
Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der Kommission im Hin­
blick auf die ordnungsgemäße AnwendJ:lllg der Zo11- und Agrarregelung und im Bereich 
der Dritten Säule d�s EUV wurde das Ubereinkommen über die gegens�itige Amtshilfe 
und ZusammenarbeIt der Zollverwaltungen, das so genannte Neapel II-Ubereinkommen 
fertiggestellt, das nunmehr zu ratifiziereIl ist (ABlEG C 24 vom 23. 1 . 1 998, S.OI). Die 
Regelungen des Titels IV des Neapel II-Ubereinkommens über die besonderen Fonnen 
der Zusammenarbeit sind in bestimmter Hinsicht ergänzungsbedürftig, weil sie unter 
dem Vorbehalt der näheren Ausgestaltung durch das nationale Recht stehen. Diese Re­
gelungen sollen nunmehr soweit als nötig getroffen werden, wobei sie in die bereits im 
Bereich des Strafrechts bestehenden Regelungen einzupassen sind. Die Erstellung eines 
Vortrages an den Ministerrat betreffend oie Ratifikation des Neapel II-Übereinkommens 
wird etwa zeitgleich mit der Einbringung dieser NoveUe erfolgen, weil erst dann abseh­
bar ist, welche Erklärungen zu Artikel 21 und 23 des Ubereinkommens abgegeben wer­
den. 
Die durch das Neapel II-Übereinkommen im Zollbereich neu eingefiihrten Rechtsinsti­
tute der Nacheile, oer grenzüberschreitenden Observation und das Einholen von Aus­
künften ohne Hinweis auf einen amtlichen Charakter sowie die Bildung gemeinsamer 
Ennittlungsteams sind sowohl als innerstaatliche Befugnis als auch als Fonn der grenz­
überschreItenden internationalen Zollzusammenarbeit zu regeln, wobei der Einsatz die­
ser Instrumente an die Gefahr eines Finanzvergehens geknüpft wird, wobei ein strenger 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu beachten ist. Das Einholen von Auskünften oline 
Hinweis auf einen amtlichen Charakter ist daran geknüpft, ob die Gefahr eines gericht­
lich strafbaren Finanzvergehens nach § 38 FinStiG vorliegt. Im Gegenzug muss auch 
das Einschreiten ausländischer Zollorgane im Inland geregelt und eine gesonderte 
Rechtschutzbestimmung geschaffen werden. 
Die Regelungen betreffend die Observation und das Einholen von Auskünften ohne 
Hinweis auf einen amtlichen Charakter orientieren sich an den bereits im Sicherheitspo­
lizeigesetz bestehenden Bestimmungen. 
Eine weitere Fonn der internationalen Zollzusammenarbeit ist die Entsendung von Ver­
bindungsbeamten, die erstmals geregelt wird. Zur kostengünstigeren Gestaltung wird 
auch analog dem skandinavischem System eine Kooperationsmöglichkeit geschaffen. 
Zusätzlich soll der Abschnitt G, Unterabschnitte 1 und 2, betreffend die Amtshilfe neu 
gefasst und neu strukturiert werden, wobei einerseits Anpassungen an die EUIEG­
Rechtslagen erfolgen und andererseits manche als entbehrlIch einzustufende Regelun­
gen beseItigt werden. 
Österreich hat sich im Rahmen der bei der OECD angesiedelten und von den G7-
Staaten eingerichteten Arbeitsgruppe "Financial Action Task Force on Money Launde­
ring (FATF)" verpflichtet, bei 3er Bekämpfung der Geldwäsche mitzuwirken. Eine Um­
setzung der konkreten Empfehlung Nr. 22 der FATF, Bargeldtransporte und Inhaber­
wertpapiere beim Grenzübertritt zu kontrollieren, ist allerdmgs bis heute nicht erfolgt. 
Auch die Empfehlung Nr. 26 des Aktionsplans des Europäischen Rates von Amsterdam 
zur Bekämpfimg der organisierten Kriminalität, ABlEG 97/C 25 1/01 ,  sieht vor "zu ver­
hindern, dass eme übennäßige Verwendung von Barzahlungen und Bargeldumtausch 
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durch natürliche und juristische Personen dazu dient, die Umwandlung von Erträgen aus 
Straftaten in andere Vermögenswerte zu verschleiern." Anlässlieh von Zollkontrollen 
im grenzüberschreitenden Warenverkehr haben Zollorgane wiederholt festgestellt, dass 
größere Bargeldbeträge durch Personen beim Grenzübertritt mitgeftlhrt werden. 
Daher wird für Zollorgane eine Kontrollbefugnis im grenzüberschreitenden Bargeldver­
kehr in Form eines Befragungsrechtes sowie von Auskunftsverpflichtungen der Befrag­
ten eingefiihrt, die auch für die gemäss § I 5 a  ZollR-DG eingeoundenen Organe des öf­
fentlichen Sicherheitsdienstes g11t. Diese Kontrollbefugnis hat zum Ziel, den Transfer 
von Gewinnen aus Vergehen oder Verbrechen über die nationalen Grenzen aufzude­
cken. Die zollrechtliche Bargeldkontrolle tritt ergänzend zu den Bestimmungen des 
Strafrechtes hinzu, da dort die Geldwäsche erst im Zeitpunkt des Einschleusens illegaler 
Gewinne in den Finanzkreislauf bekämpft wird. 
Mit der Bundesministeriengesetz-Novelle 2003 werden die Zollwache als Wachkörper 
mit dem Ziel der Schaffung eines einheitlichen Sicherheitswachkörpers und insgesamt 
1 03 0  Beamte in den Bereich des Bundesministeriums :für Inneres übertragen. Im Bun­
desministerium :für Finanzen wird es ab diesem Zeitpunkt keinen Wachkörper im Sinne 
des Art. 78d B-VG mehr geben. Daher sind jene Bestimmungen, die ausschließlich auf 
die Zollwache abstellen, aufzuheben und Regelungen zu treffen :für jene Angehörigen 
des Allgemeinen Verwaltungsdienstes, die hiilkünftig Aufgaben in Verbindung mit be­
sonderen Eingriffsbefugnissen und besonderen Gefahrdungspotentialen ausüben. Für 
diese Organe wird eine Bewaffnung im Rahmen der geltenden Bestimmungen vorgese­
hen, die schon bisher nicht auf Exekutivbeamte abgestellt haben, denn der § 14 ZollR­
DG hat schon bisher rechtlich ermöglicht, Zollorgane. die nicht dem Wachkörper Zoll­
wache angehören bei potentieller Gefiihrdung im Dienst mit Waffen auszustatten. Da­
von konnte jedoch aufgrund des Verfiigbarkelt eigener bewaffneter Organe der Zollwa­
che im Zugriffsbereich der Zollverwaltung bisher Abstand genommen werden. 
Finanzielle Auswirkungen: 
In Folge eines Anwachsens des Amtshilfever.kehrs und der Anwendung der besonderen 
Formen der Zusammenarbeit des Neapel II-Ubereinkommens einschließlich der Durch­
führung von Observationen kann es zu einer nicht genau abschätzbaren, aber begrenzten 
Erhöhung des Sachaufwandes im Bereich der Zollbehörden kommen. Diesen Kosten 
werden zwar wesentliche, aber vorweg nicht bezifferbare Einnahmenerhöhungen im 
Zoll- und Verbrauchsteuerbereich einschließlich von Geldstrafen nach dem Finanzstraf­
gesetz� gegenüber stehen. Die Erweiterung der Europäischen Union wird aber insgesamt 
dazu führen, dass eher mit einem Rückgang des Amtshilfeverkehrs im Zollbereich zu 
rechnen ist. 
Der zusätzliche Sachaufwand wird inbesonders im Bereich von bestehenden Observati­
onseinheiten durch die Abgeltung der Reisegebühren entstehen. Allfälliger Personalbe­
darf wird durch Planstellenverlagerungen aufzufangen sein. Beim Sachaufwand ergibt 
sich überdies ein Mehraufwand oei der Anschaffung von Ausrüstung :für Observationen 
und der Ausstattung von Observationsfahrzeugen. der zukünftig durch Umschichtungen 
abzudecken ist, sofern nicht weitere EU-Ko:fmanzierungen des nunmehrigen Amtes für 
Betrugsbekämpfung den Sachaufwand abdecken (der österreichische Anteil ist der Per­
sonalaufwand). 
Jeder im Bereich des Bundesministeriums :für Finanzen verbleibende Zollwachebe­
dienstete wird mit Wirkung vom 1 .  Mai 2004 mit einem Arbeitsplatz im Bereich des 
Allgemeinen Verwaltungsdienstes ("A-Schema") betraut. In besoldungsrechtlicher Hin­
sicht ist auf diese Bediensteten § 1 1 3g GehaItsgesetz anzuwenden: Durch die Gewäh­
rung einer ruhegenussfiihigen ErgänzungszuIage sowie eines Differenzausgleichs wird 
der Unterschied zwischen dem bisherigen Bezug als Zollwachebediensteter und dem der 
jeweil�en VerwendunB im A-Schema entsprechenden Bezug ausgeglichen. VOITÜckun­
gen (,,Biennalsprüngeh) erfolgen erst wieder ab dem Zeitpunkt, in dem sich die beiden 
Gehaltskurven schneiden. Es 1st im vorhinein nicht absehbar, welche Zollwachebediens­
teten mit welchen Arbeitsplatzwertigkeiten im Bundesministerium :für Finanzen 
verbleiben und mit welchen Arbeitsplätzen der Verwendungsgruppen A2 oder A3 sie 
hinkünftig betraut werden. Die Kosten, die dem Grunde nach schon durch die Bundes­
ministeriengesetz-N?velle 2P03. und die Einfügung d.es § 1 13 g  in das Gehaltsge�etz 
ausgelöst wurden, smd somIt rucht berechenbar. Da die Kompetenzen und Befugmsse 
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der Zollverwaltung von der Überführung der Zollwache in das Bundesministerium für 
Inneres unberührt bleiben, werden die neuen Arbeitsplätze generell mit den bisherigen 
Tätigkeiten, von Einzelfällen abgesehen, vergleichbar sein. 
Kompetenzgrundlage: 
In kompetenzrechtlicher Hinsicht stützt sich das im Entwurf vorliegende Bundesgesetz 
auf Art. 10 Abs. 1 Z 2 und Z 5 BVG. 

Besonderer Teil 
Zu ArLI 
Zu Z 1 (§ 4 Abs. 2 Ziffer 14): 
Der Begriff der Zollzuwiderhandlung wurde mit EU-Beitritt im ZollR-DG eingeführt 
und definiert, wobei lediglich auf den Umfang der damals geltenden EG­
Amtshilfeverordnung 1 468/1981  betreffend die Zol1- und Agrarregelung abgestellt 
wurde. Die nunmehr geltende Verordnung 5 15/97 spricht in diesem Fall von Handlun­
gen und Vorgängen, die der Zol1- und Agrarrepelung zuwiderlaufen und das Neapel 11-
Ubereinkommen definiert "Zuwiderhandlung' als Verstoß gegen nationale oder ge­
meinschaftliche Vorschriften. Es war daher das Bedürfuis gegeben, den Begriff so zu 
definieren, dass er nicht nur das Zollrecht im engeren Sinn, sondern auch den 
Verbrauchsteuerbereich und die Ausfuhrerstattung 1m Rahmen der Gemeinsamen 
Marktorganisation, wo für die Ausfuhr von Agrarwaren seitens der EU finanzielle Ex­
portstützungen erfolgen, abdeckt. Das Einsclri'eiten von Zollorganen und die Anwen­
dung besonderer Befugnisse wird daran geknüpft, ob bestimmte Zollzuwiderhandlungen 
vorhegen bzw. vorbereitet werden, wobei im Einzelfall der Einsatz von schwerwiegen­
den Maßnahmen auch von einer bestimmten Schwere dieser Zollzuwiderhandlung ab­
hängig gemacht wird, wobei es sich um eine Zollmaterie im engeren Sinn handeln 
muss. 
Zu Z 2 (§ 4 Abs. 2 Ziffern 15, 16 und 17): 
Mit Ziffer 14 wird eine Definition der Betrugsbekämpfung eingefügt, weil dies eine 
zentrale Aufgabe einer Zollverwaltung eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
ist. Die Definition lehnt sich an Artik�1 289 EGV an und verwendet die Begriffe der 
Amtshilfeverordnung 5 1 5/97 und des Uberelnkommens Neapel 11. Im Rahmen der Be­
trugsbekämpfung der Zollverwaltung erfolgen auch die Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Verstößen gegen die sonst von den Zollbehörden zu vollziehenden Bestimmungen. 
Der dritte Satz stellt klar, dass bestehende Zuständigkeiten insbesondere des Bundesmi­
nisteriums für Inneres im Bereich der verwaltungsstrafrechtlichen oder strafrechtlichen 
Verfolgung nicht berührt werden. 
Der Begriff der Vorbereitung einer Zollzuwiderhandlung wird deshalb definiert, um 
genau zu determinieren, wann ein Einsatz des schwerwIegenden Rechtsinstitutes der 
Ob§ervation gemäß § 7 Abs. 3 allenfalls auch in Verbindung mit Artikel 2 1  des Neapel 
II-Ubereinkommens in Frage kommen kann. Dabei handelt es sich um Fälle der Zoll­
oder Steueraussetzung oder der vorläufigen gänzlichen oder teilweisen Nichterhebung 
von Eingangsabgaben. 
Qie Ziffer 1 7  enthält die genaue rechtliche Bezeichnung des Neapel II­
Ubereinkommens. 
Zu Z 3 (§ 6 Abs. 1): 
Absatz 1 bringt eine Aufzählung jener Geschäfte der österreichischen Zollverwaltung, 
die entweder zum Kernbereich gehören und/oder in den letzten Jahren besondere Be­
deutung erlangt haben oder der Zollverwaltung ausdrücklich nach dem ZoIlR-DG oder 
anderen Gesetzen zur Vollziehung zugewiesen sind. In diese Aufzählung wird die Be­
trugsbekämpfung als eine der Haup�ufgaben einer Zollverwaltung in der Euro�äischen 
Umon eingefügt. Aus Gründen der Ubersichtlichkeit wird der ganze Absatz aufgenom­
men. 
Zu Z 4 (§ 6 Abs. 3): 
Der neue Absatz 3 verankert die in verschiedenen EG-Verordnungen normierte Risiko­
analyse auch im ZollR-DG generell. Ohne Risikoanalyse, die die Möglichkeit schafft, 
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risikoorientiert und selektiv zu kontrollieren, wäre eine sinnvolle Kontrolle des im letz­
ten Jahrzehnt enorm gestiegenen Personen- und Warenverkehrs heutzutage gar nicht 
mehr möglich. GleichZeitig ermöglicht es diese Arbeitsmethode, in dem Bereich des 
unverdächtigen Reise- und Wirtschaftsverkehrs von Kontrollen abzusehen. Eine vor­
beugende Ermittlung von Daten erfolgt nur insofern, als der bereits vorhandene Daten­
bestand der abgegebenen Zollanmeldungen jeweils nach bestimmten Risikokriterien 
untersucht wird. Der Wortlaut dieser Bestimn\\lllg orientiert sich auch an d�JTI noch 
nicht ratifizierten Abkommens von 1999 zur Anderung des internationalen Uberein­
kommens der Weltzollorganisation zur Vereinfachung und Harmonisierung der Zollver­
fahren vom 1 8. Mai 1972 (nicht kundgemacht). 
Zu Z 5 (§ 7): 
Die Überschrift vor § 7 trägt nunmehr der Erweiterung der Regelungsgegenstände in 
den §§ 7 und 8 Rechnung. 
Zu Abs. 1: 
Den Anregungen des Datenschutzrates folgend, wird die bestehende und nicht den Beg­
riffen des DSG 2000 entsprechende BestImmung ersetzt und nunmehr die generelle 
Ermächtigung für die Zollbehörden normiert, im Rahmen ihrer Zuständigkeit und zur 
Erfiillung ihrer Aufgaben Daten zu ermitteln und zu verarbeiten. 
Zu Abs. 2: 
Der Absatz 2 gibt abgesehen von zwei kleinen Begriffsadaptionen inhaltlich den § 29 
Abs. 2 des Sicherheitspolizeigesetzes-SPG wieder und führt die dort aufgestellten Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsätze auch für den Bereich des Einsatzes besonderer Eingriffs­
rechte der Absätze 3 , 4 und 5 Buchstabe c im Zollbereich ein. Die Abwägung der Ver­
hältnismäßi�eit kann und soll auch dazu filhren, dass ein Eingriff zu unterbleiben hat, 
auch wenn oadurch ein Finanzvergehen nicht verhindert wird. Somit i st unter den ziel­
tUhrenden Befusnissen die angemessenste, nach Möglichkeit gegen den Täter gerichte­
te, im Verhältms zum bewirKten Schaden am besten vertretbare und am flexibelsten 
hanc:li}fibbare Befugnis so kurz wie möglich einzusetzen. Im Zweifelsfall sind aber, um 
dem Ubermaßverbot gerecht zu werden, weniger in Persönlichkeitsrechte eingreifenden 
Maßnahmen zu setzen. 
Zu Abs. 3: 
Diese Bestimmung ähnelt dem § 54 Abs. 2 des SPG mit dem wesentlichen Unterschied, 
dass die Regelung des ZollR-DG den Verkehr mit legalen Waren, die auch ordnungs­
gemäß der Zollbehörde erklärt oder angemeldet wurden, einbezieht, um den abgaben­
rechtlichen Bedürfuissen gerecht zu werden. Darüber hinaus wird abweichend vom SPG 
der Einsatz technischer Observationshilfsmittel ausdrücklich im Gesetz geregelt. Da der 
Einsatz von technischen Hilfsmitteln zur Peilung immer in Absprache und soweit mÖ$­
lich mit Hilfe des Bundesministeriums für Inneres erfolgen soll, wurde auf die MitwIr­
kung dieses Ministeriums abgestellt. 
Eine Abweichung vom SPG ergibt sich aus rechtssystematischen Gründen, indem statt 
der Verwendung der Begriffe "Abwehr gefährlicher Angriffe" auf die Verhinderung 
von Zollzuwiderhandlungen abzustellen ist. Eine Observation ist jedenfalls dann zuläs­
sig, wenn es sich um Zollzuwiderhandlungen handelt, die den Tatbestand eines Finanz­
vergehens darstellen. Eine Observation ist daher zum Beispiel zulässig, wenn es sich 
um den Transport von legalen Waren in Tarnladungen (z. B. Zigaretten deklariert als 
oder umgeben von Styropor oder Zahnstochern) sowie um den Transport von verbote­
nen oder beschränkten Waren handelt. In diesen Fällen liegt zumindest schon ein straf­
barer Versuch vor. 
Der Absatz 3 sieht vor, dass darüber hinaus eine Observation auch während der Vorbe­
reitung solcher Handlungen unter Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
zuläsSIg ist. Werden Waren, die sich nicht 1m freien Verkehr befinden, innerhalo der 
Gemeinschaft transportiert, dann gibt es zwar entsprechende Verständigungsvorschrif­
ten gegenüber den zuständigen Zoll- und Verbrauchsteuerbehörden, aDer selbst wenn 
den Behörden (inländischen, ausländischen oder dem Amt für Betrugsbekämpfung der 
Europäischen Kommission) bekannt ist, dass die Waren am Zielort bei der zuständigen 
Behörde nicht einlangen werden, so liegt bis zur AusfUhrung der Zollzuwiderhandlung 
kein strafbarer Versuch vor, weil in diesen Verfahren (Zollverfahren, Verbrauchsteuer-
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verfahren) jederzeit Richtungsänderungen zulässig sind. Ein praktischer Anwendungs­
fall ist, dass Zigaretten von einer dubiosen Firma bei einem Zollamt an der tschechi­
schen Grenze in der Einfuhr angemeldet und ohne Entrichtung der Eingangsabgaben 
oder zumindest ohne Entrichtung der Verbrauchsteuern im Transit nach Südspanien 
transportiert werden sollen, von wo aus eine Ausfuhr nach Afrika erfolgen soll. Dieses 
Beispiel betriffi eine Route, auf der schon sehr viele Sendungen verschwunden sind. 
Ohne die Zulässigkeit der Observation könnte in diesem Beispiel - legaler Transport 
von legalen hochsteuerbaren Waren - die Behörde nur untätig zuwarten, ob dieser 
Transport dann in Südspanien einlangt oder nicht. Daher soll nach diesen Bestimmun­
gen eme Observation in bestimmten Fällen auch schon bei Vorbereitung einer Zollzu­
widerhandlung ermöglicht werden, obwohl es sich hier immer noch um ein laufendes 
Abgabenverfahren handelt und noch kein strafrechtlich relevanter Versuch vorliegen 
kann. Zur Höhe der Abgaben ist auszufiihren, dass auf der Ladung eines mit Zigaretten 
beladenen 40 Tonnen-LKW österreichische Abgaben in der Höhe von nahezu 2 Millio­
nen Euro lasten. 
Der Begriff der Beförderungsmittel im Sinn des Zollrechts ergibt sich aus dem Artikel 
670 lit. c in Verbindung mit den Artikeln 7 1 7  bis 729 der ZK-DVO (§ I Absatz 2 Ziffer 
2 ZollR-DG). 
Eine Observation unter Anwendung technischer Hilfsmittel zur Peilung von Beförde­
rungsmitteln muss an erheblich strengere Voraussetzungen geknüpft werden, und zwar 
an die Wertgrenze des Finanzstrafgesetzes für gerichtlich strafbare Handlungen in Ver­
bindung mit dem Vorliegen des Tatbestandes des § 38 Abs. 1 (Vorliegen erschwerender 
Umstände wie gewerbsmäßige Begehung oder Schmuggel als Mitglied einer Bande). 
Zu Abs. 4 :  
Diese Bestimmun& ermö&licht die kurze Zeit dauernde Ermittlung personenbezogener 
Daten ohne HinweIS auf eme amtliche Identität, was auch für Abfragen im Internet ohne 
Verwendung der amtlichen Internet-Kennung (z.B. bmf.gv.at) gilt. Es muss sich um 
Zollzuwiderhandlungen in Verbindung mit gerichtlich strafbaren Finanzvergehen nach 
§ 38 Abs. I FinStrG handeln, die ansonsten nicht verhindert werden könnten. 
Zu Abs. 5: 
Die Möglichkeit der Überwachung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs an Ver­
kehrswegen in Grenznähe mittels Bildarifzeichnung trägt den Auswirkungen der Ab­
schaffung der Binnengrenzkontrollen Rechnung und s011 Feststellungen ermöglichen, 
welche Schiffe (auf der Donau), Lastkraftwagen und Eisenbahnzüge eine Grenze des 
Anwendungsgebietes überschritten haben. Im Hinblick auf die Liberalisierung des Ei­
senbahnverkehrs und die für Eisenbahnunternehmen im Zollkodex vorgesehenen Ver­
fahrenserleichterungen werden auch die grenzüberschreitenden Schienenwege aufge­
nommen. Da es sich um die Ermittlung personenbezogener Daten im Sinne des Daten­
schutzgesetzes 2000 handelt, war eine gesetzliche Grundlage anzustreben. 
Außerdem wird eine bestehende Situation lesalisiert, dass nämlich vielfach Einfahrten 
und Ausfahrten bei A.mtsplätzen und Abfertigungsanlagen von Zollämtern, bei Zollla­
gern und Lagern der OBB oder Lagern von Luftftachtuntemehmen oder auch Einfahrts­
strecken in Häfen entweder von den Zollbehörden selbst oder z. B .  von den Schiff­
fahrtsbehörden oder Lagerhaltern mit einem bildgebenden Verfahren überwacht wer­
den, was sowohl im Auftrag der Zollverwaltung geschehen kann als auch im eigenen 
Interesse, wobei der Zollverwaltung dann ein Zugnff gestattet wird. Mit derartigen Sys­
temen soll eine unkontrollierte Entfernung von Waren und Transportmitteln ohne Zoll­
kontrolle oder Zollabfertigung vom Amtsplatz, aus einem Lager oder von einem Grenz­
über�ang verhindert werden, Schadenersatzleistungen der La@erhalter einschließlich der 
Entnchtung von Abgaben für verschwundene Waren vermIeden und P�rsonalkosten 
gesenkt werden, da diese Systeme es ermöglichen, von der stationären Uberwachung 
durch einen dort eingesetzten Beamten oder Privatangestellten abzusehen. Obwohl auch 
bei diesen Orten primär Beförderungsmittel aufgezeIchnet werden, handelt es sich um 
Daten, durch die Betroffene bestimmbar sein werden. 
Die Ermittlung personenbezogener DateI! mit Bildaufzeichnungsgeräten außerhalb der 
in den Buchstaben a) und b) genannten Ortlichkeiten ist an die besonderen Vorausset­
zungen des Absatzes 3 zur Durchführung einer Observation geknüpft. Die Ermittlung 
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personenbezogener Daten mit Bildaufzeichnungsgeräten ohne Kenntnis des Betroffenen 
1st an die Voraussetzungen des Absatzes 4 und des § 149d Abs. 2 StPO geknüpft. 
Die letzten 3 Sätze regeln die Dauer einer Bildspeicherung insofern, als eine Speiche­
rung von über 48 Stunden nur bei Verdacht und weiteren Schritten der Behörde solange 
als notwendi$ erfolgen darf, längstens bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfah­
rens. Die Zeltdauer von 48 Stunden wurde deshalb gewählt, um den Sonntag zu über­
brücken. In den in den Buchstaben a) und b) genannten Fällen ist die Uberwachung auf 
geei�ete Weise kund zu machen. Dies kann beispielsweise durch Anbringen einer Ta­
fel ("Videoüberwachung") bei �llamtseinfahrlen oder durch Verständigung des 
Betreibers eines Verkehrsweges (ÖBB) erfolgen. 
Zu Abs. 6: 
Den Zollbehörden soll zur Erfüllung ihrer Aufgaben der Zugang zu den Stapundaten 
(Name, Anschrift und Telefonnummer einer Person) ermöglicht werden. Die Ubermitt­
lung der Stammdaten stellt keinen Eingriff in das Femmeldegeheirnnis dar. Die Be­
stimmung ist teilweise dem § 53a SPG nachgebildet, bleibt aber inhaltlich dahinter zu­
rück. Darüber hinausgehende Maßnahmen bleiben dem finanzstrafrechtlichen Verfahren 
vorbehalten. 
Die Erfiillung dieser Ermittlungspflicht wird die Betreiber der öffentlichen Kommuni­
kationsdienste und die Erbringer von Universaldiensten nur mit geringfügigen Kosten 
belasten. Eine Vorhaltepflicht muss nicht normiert werden, da sie in ausreichendem 
Umfang bereits gemäss § 94 Abs. 1 TKG 2003 besteht. Aus diesen Gründen ist eine 
Verpflichtung zur kostenlosen Auskunftserteilung in wirtschaftlicher Hinsicht zumut­
bar. 
Zu Z 6  (§ 8): 
Die Absätze 1 und 3 enthalten nahezu unverändert die bisherigen Absätze 2 und 3 des 
§ 7, nur der Kreis der beteiligten Personen wurde an Artikel 78 Abs. 2 ZK. angelehnt. Im 
neuen Absatz 2 wird nunmehr eine ausdrückliche Verständigungspflicht der Sicher­
heitsbehörden normiert, wenn die Zollbehörden im Rahmen von Ermittlungen feststel­
len, dass auch sicherheitsbehördlich relevante, gerichtlich strafbare Tatbestände vorlie­
gen, was auch für § 1 1 5 Abs. 3 und 4 gilt. Die Absätze 4, 5 und 6 wurden dem § 62 
Abs. I, 2 und 3 des Sicherheitspolizeigesetzes nachgebildet und korrespondieren mit 
§ 26 Abs. 2 Ziffer 4 und 5 des Datenschutzgesetzes 2000. § 26 Abs. 2 des DSG 2000 
sieht vor, dass eine Auskunft nicht erteilt werden muss, soweit etwa überwiegend öf­
:f�ntliche Interessen vorlie&en wie wichtige oder finanzielle Interessen der Republik 
Osterreich oder der Europäischen Union. Ohne eine derartige Bestimmung könnte der 
Fall eintreten, dass z. B. die österreichische Zollverwaltung von dem Amt fiir Betrugs­
bekämpfung der Europäischen Kommission erhaltene sensIble Daten dann auf Anfrage 
des Betroffenen bekanntgegeben werden müsste. Dies soll mit der vorgeschlagenen 
Bestimmung insofern hintangehalten werden, dass es zu standardisierten AusküDften, 
die keiner Begründung bedüifen, kommt. Außerdem wird die Kontrolle durch die Da­
tenschutzkommission und das besondere Beschwerdeverfahren vor dieser vorgesehen. 
Zu Z 7 (§ 14 Abs. 4): 
Zollwachebeamte, die im Bundesministerium für Finanzen verbleiben, werden mit ihrer 
Zustimmung in das Schema des Allgemeinen Verwaltungsdienstes überführt. Hinsicht­
lich der Aufgabenstellung und der Befugn!sse bei finanzstrafbehördlichen Ennittlungen 
und AußeQ.dlenstamtsharialungen tritt für die in diesem Bereich eingesetzten Bedienste­
ten keine Anderung ein. Es WIrd daher die bestehende Regelung des § 1 4  Absätze 1 bis 
3 beibehalten. Die Bewaffuung begründet sich in der besonderen Gefährdung bei fi­
nanzstrafrechtlichen Ennittlungen, die nicht vorhersehbar ist und deren Vorliegen gera­
de bei Ermittlung von schweren Finanzvergehen des § 3 8  FinStrG immer anzunehmen 
ist. 
Ab 1 .  Mai 2004 wird im Bundesministerium für Finanzen kein Wachkörper mehr beste­
hen. Daher wird die Regelung, dass Zollorgane bei schwereren strafbaren Handlungen 
für die Sicherheitsbehörde einschreiten und aabei die Befugnisse der Organe des öffent­
lichen Sicherheitsdienstes ausüben, ersatzlos aufgehoben. Hauptmerkmal für einen 
Wachkörper ist neben der Uniformierung und Bewaffnung das Vorliegen einer Fonna­
tion. Da somit die Voraussetzungen des Art. 78d B-VG für einen Wachkörper nicht 
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mehr vorliegen werden, wird das Bundesministerium fi1r Finanzen durch entsJ?rechende 
organisatorische Maßnahmen sicherstellen, dass der Formationsbe�riff nicht erfiillt 
wird. So werden alle in den im vorigen Absatz angesprochenen BereIchen tätigen und 
mit Schusswaffen ausgestatteten Zollbeamten unter ziviler Leitung stehen, die wie bis­
her unbewaffnet sein wird. Eine Uniformierung wird ebenfalls nicht erfolgen. 
Zu Z 8, 9 und 10 (§ 15 und § ISa): 
Der bisherige § 1 5  mit der Überschrift "Zollwache" wird aufgehoben und der bisherige 
§ 1 5a wird zu § 1 5 umnummeriert. 
Der neu eingeführte § 1 5a regelt die Mitwirkung der Organe der der öffentlichen Si­
cherheit an der Vollziehung der EinfuhrbeschränlCung von Tabakwaren während der fi1r 
die zum 1 .  Mai 2004 der Europäischen Union beitretenden Staaten anlässlich der Vor­
nahme der sicherheitsbehöralichen Grenzkontrolle an der zukünftigen EU­
Binnengrenze. Dabei handelt es sich um die Entgegennahme von Anmeldungen der 
Einfuhr von Waren in einer die Beschränkungen nach § 29a des Tabaksteuergesetzes in 
der Fassung des BGBL I Nr. 1 24/2003 übersteigenden Menge sowie um eine Eilbefug­
nis zur Sicherstellung und Beschlagnahme von bei der Grenzkontrolle festgestellten 
Tabakwaren. Zu betonen ist, dass schon aus EU-rechtlichen Gründen keine systemati­
schen Kontrollen der Einhaltung dieser Bes,?hränk�gen, auch ni9ht durch qrgane der 
Grenzkontrolle, erfolgen dürfen. Im wesentlIchen sma folgende Ubergangsfristen fest­
gelegt (Auszug aus dem Tabaksteuergesetz): Tschechische Republik und Slowenien bis 
3 1 . 12.2007, Slowakische Republik und Ungarn bis 3 1 . 1 2.2008. Sollten diese Staaten 
schon vor diesen Zeitpunkten die in ger EU vor�esehenen Mindeststeuersätze bei der 
Tabaksteuer einführen, so werden die Ubergangsmsten früher beendet werden. 
Zu Z 11 (§ 16 Abs. 3): 
Der n�ue Absatz 3 tritt an die Stelle des früheren § 8 und regelt, dass anstelle der mobi­
len Uberwachungsgruppen der Zollwache hinkünftig Kontrollen außerhalb der 
Amtsplätze von Zollämtern durch OrgaI\� der Zollämter vorgenommen werden, wobei 
auch oie Einhaltung der fi1r die Zeit der Ubergangsfristen im Tabaksteuerbereich weiter 
bestehenden Beschränkungen bei der Einfuhr von Tabakwaren zu kontrollieren ist. 
Zu Z 12 (§§ 17a, 1 7b und 17c): 
Die Regelung des § 1 7a entsp'richt nahezu wortgleicb dem Artikel 7 der Verordnung 
(EG) 5 15/97 sowie delI}.. ArtIkel 1 1  des Neapel II-Ubereinkommens. Die besondere 
Form der zollamtlichen Uberwachung ergibt SIch aus Gründen der Betrug§bekämpfung 
außerhalb der im § 1 7  gere,gelten zwmgenden Formen der zollamtlichen Uberwachung 
und war bisher überhaupt mcht im ZollR-DG geregelt, sondern nur in man�hen bilatera­
len Amtshilfeabkommen. Sie umfasst eine zeitlich nicht permanente Uberwachung 
durch einzelne Kontrollhandlungen und erlaubt Registrierungen und verdeckte Kontrol­
len zum Beispiel beim Passieren eines Grenzzollamtes, wenn ein Kraftfahrzeug mit ein­
gebautem Versteck avisiert wird, das fi1r einen künf\igen Schmuggel benutzt werden 
könnte. Im übrigen wird sich die besondere Form der Uberwachung auch auf das perio­
dische Einholen von Auskünften in bestimmten Fällen beschränken; alle weitergehen­
den und zeitlich permanenten Überwachungsmaßnahmen würden eine Observation im 
Sinne des § 7 darstellen. Auch diese Maßnahme darf nur dann gesetzt werden, wenn es 
sich um Angelegenheiten der ersten drei Anstriche des § 6 Abs. I handelt. 
Der Absatz 2 regelt das Institut der kontrollierten Lieferung. Für eine erfolgreiche Be­
trugsbekämpfung ist es oft unbefriedigend, lediglich den Fahrer oder den Kurier einer 
Sendung als Ausführenden einer Zollzuwiderhandlung festzustellen, aber nicht den 
Auftrag�eber und Empfanger. Im Verkehr mit verbotenen oder beschränkten Waren 
muss dIe Zustimmung der zuständigen Behörde eingeholt werden. Im Verkehr mit 
hochsteuerbaren Waren darf durch das vorläufige Nichterheben nicht die Gefahr von 
Abgabenausfallen eintreten; kann dies nicht garantiert werden, so hat eine kontrollierte 
Lieferung zu unterbleiben. Des weiteren wiro geregelt, dass entsprechend § 23 Abs. 2 
SPG kontrollierte Lieferungen nur dann durchgeführt werden dürfen, wenn eine Ge­
fahrdung ausgeschlossen und allfiilliger Schadenersatz gewährleistet werden kann. Zoll­
rechtlich gilt die Fiktion des § 62 Abs. 3 Ziffer 3 ZoIlR-DG, dass sich die von einer 
kontrollierten Lieferung betroffenen Waren im Versandverfahren befinden. Außerdem 
wird geregelt, dass zollrechtlich eine kontrollierte Lieferung auch dann zulässig ist, 
wenn eine andere zuständige Behörde diese genehmigt oder durchführt. 
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§ 1 7b Absatz I legt fest, dass die zollrechtliche Überwachung des grenzüberschreiten­
den Bargeldverkelirs innerhalb des Anwendungsgebietes (§ 3 ZollR-DG) im Rahmen 
der allgemeinen Maßnahmen der Zollaufsicht (§ 22 ZollR-DG) und daher im Zusam­
menhailg mit der Ausübung dieser Befugnisse hinsichtlich von Personen, Beilirde­
rungsmitteln, Behältnissen und Waren erfolgt. Als gleichgestellte Zahlungsmittel wer­
den Inhaberpapiere im Sinn des § 367 des Handelsgesetzbuches, sowie Gold und andere 
Edelmetalle definiert. 
Absatz 2 normiert ein Befragungsrecht ftlr die Zollorgane und die Auskunftspflichten 
der befragten Personen im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Bargeldkon­
trolle. Die Reisenden können befragt werden, ob sie Bargeld oder gleichgestellte Zah­
lungsmittel in Höhe von 1 5.000 Euro oder mehr mit sich fUhren und können, im Falle 
der Bejahung, zusätzlich nach der Herkunft, dem wirtschaftlich Berechtigten und dem 
Verwendungszweck befragt werden. 
§ 1 7c Absatz 1 normiert die Befu�s einer vorläufigen Sicherstellung _durch Zollorgane 
Gei Gefahr in Verzug für Zwecke der Beweissicherung. Besteht der hinreichender Ver­
dacht, dass Bargeld oder gleichgestellte Zahlungsmittel zum Zweck der Geldwäsche 
verbracht werden, kommt die allgemeine Bestimmung des § 84 Abs. 1 StPO zur An­
wendung.Eine Zwischen schaltung der zuständigen Siclierheitsbehörden gemäß § 6 SPG 
erübrigt sich. Das zeitliche Höcllstmaß der SichersteIlung wird mit sechs Monaten be­
grenzt; jede gerichtliche Entscheidung beendet sie schon früher. 
Absatz 2 regelt die Weitergabe personenbezogener Daten an die jeweils zuständige 
Strafverfolgungsbehörde sowie an die beim BM ftlr Inneres eingerichtete zentrale 
Geldwäschemeldestelle (EDOK). Die Datenweitergabe ist aber nur zUlässig, sofern die­
se ftlr die gesetzliche Aufgabenerfilliung dieser Behörden von Nöten ist. 
Zu Z 13 (§ 29 Abs. 3) : 
Aus Gründen der leichteren Verständlichkeit werden allgemein die Befugnisse der Zoll­
ämter und Zollorgane zum Einschreiten in Fällen geregelt, in denen andere Behörden 
zuständig sind. Erste Maßnahme hat die Verständigung der zuständi,gen Behörde zu 
sein. Neben den beweissichernden oder unaufschiebbaren Maßnahmen 1st bei Gefahr im 
Verzug auch eine Beschlagnahme der Ware möglich. Die bisher in Absatz 4 geregelte 
Zwischenschaltung der Finanzstrafbehörde war entbehrlich. 
Zu Z 14 (§ 72 Abs. 5): 
In Folge der organisatorischen Umstellung auf Wirtschaftsräume (siehe § 1 4  Abs. 3 
A VOG in der Fassung des BGBl. I Nr. 12412003) ist dieser Absatz entbehrlich. 
Zu Z IS und 16 (Abschnitt G): 
Dieser Abschnitt über die Amtshilfe ausgenommen Unterabschnitt 3 betreffend die 
Vollstreckungshilfe war wie bereits ausgefiihrt im Lichte der Rechtsentwicklungen auf 
der EUIEG-:gpene völlig zu überarbeiten, was sich auch in der inhaltlich erweiterten 
Fassung der Uberschrift niederschlägt. Gleichzeitig wird auch eine Straffung durchge­
fUhrt, um trotz einiger neu zu regelnaer Angelegeriheiten die bisherige Gliederung und 
Nummerierung weitgehend beibebalten zu können. 
Innerhalb der Europäischen Union erfolgt die Zollzusammenarbeit und gegensei­
tige Amtshilfe insbesondere nach folgenaen Rechtsinstrumenten (siehe dazu den 
geltenden § 109 Abs. l der aber nicht normativ war, weil er nur auf EG-Recht 
verwiesen hat): 

a) Verordnung (BG) Nr. 5 1 5/97 des Rates vom 1 3 .  März 1 997 über die gegensei­
tige Amtsliilre zwischen Verwaltungs behörden der Mitgliedstaaten und die 
Zusammenarbeit dieser Behörden mIt der Kommission 1m Hinblick auf die 
ordnungsgemäße Anwendung der Zoll- und Agrarregelung, ABlEG Nr. L 82 
vom 23.3.97, S . 1 (Verordnung 5 1 5/97), 

b) Übereinkommen zwischen Belgien, der Bundesrepublik Deutschland, Frank­
reich, Italien, Luxemburg und den Niederlanden über gegenseitige Unterstüt­
zung ihrer Zollverwaltung�n samt Zusatzprotokoll und Protokoll über den Bei­
tritt Griechenlands zum Ubereinkommen zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über gegenseitige Unterstützung ihrer 
Zoll'yerwaltungen vom 7. September 1 967, BGB} UI Nr. 98/1 999 (so genann­
tes Ubereinkommen von Neapel 1 967), 
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c) Übereinkommen aufgrund von Art. K.3 des Vertrags über die Europäische 
Union über gegenseitige Amtshilfe und Zusammenarbeit der Zollverwaltun­
gen .. ABlEG Nr. C 24 vom 23. 1 . 1998, S. 01 und BGBI III XXl2004 (Neapel 
II-Ubereinkommen), 

d) nach dem EG-Amtshilfegesetz, BGBI Nr. 1994/657, zur DurchfiUuung der 
EG-Amtshilferichtlinie Nr. 771799IEWG vom 1 9. Dezember 1 977 (hinsicht­
lich Verbrauchsteuern), 

e) nach bestehenden bilateralen Amtshilfeabkommen; sofern diese weitergehen-
de Bestimmungen enthalten, bleiben die Verpflichtungen daraus unberülirt. 

Daneben gibt es Amtshilfebestimmungen im weitesten Sinn (sonstige Verwaltungszu­
sammenarbeit in Form der bloßen Auskunftserteilung) im Zollkodex, im Übereinkom­
men über ein gemeinsames Versandverfahren EGIEFT A und nach den EG­
Verbrauchsteuerrichtlinien, die aber keine Ermittlungshilfe im Sinn des ZollR-DG 
betreffen. 
Gegenüber Drittstaaten erfolgt die Amtshilfe aufgrund von bilateralen Abkommen, auf­
grund der EG-Amtshilfeabkommen oder aufgrund von den den Europa-, Assoziations­
Partnerschafts- oder Wirtschafts- und Handelsabkommen der EG SOWIe den Zollunions­
verträgen der EG mit der Türkei, mit Andorra und mit San Marino angeschlossenen 
Amtsmlfeprotokollen. Amtshilfe kann auch auf Grundlage von Rechtsakten des Welt­
zollrates nach den Bestimmungen des Unterabschnittes 1 geleistet werden. 
Daneben gibt es noch gesonderte Rechtsgrundlagen in einschlägigen EG-Abkommen 
und EG-Verordnungen fiir Amtshilfe im Bereich Warenursprung und Zollpräferenzen 
betreffend die Verifizierung von Nachweisen. 
Zu Unterabscbnitt 1 :  
Dieser Abschnitt enthält alle fiir die Ermittlungshilfe geltenden Bestimmungen, die 
dann anzuwenden sind, wenn es keine völkerrechtliche Grundlage gibt. Sofern unmit­
telbar anwendbare EGIEU-Rechtsgrundlagen oder bilaterale Staatsverträge bestehen, so 
richtet sich die Amtshilfe nach den dort vorgesehenen Bestimmungen. 
Zu § 109: 
Absatz 1 ermächtigt die Zollbehörden zur Amtshilfe sowohl als ersuchende Behörde als 
auch als ersuchte Behörde, wobei die Amtshilfe aufgrund von EG-Vorschriften, völker­
rechtlicher Verpflichtungen und aufgrund von Gegenseitigkeit geleistet werden kann. 
Die Dienststellen der Europäischen Kommission und die Weltzollorganisation sowie für 
Verbrauchsteuem zuständige ausländische Abgabenverwaltungen werden ausländischen 
Zollbehörden gleichgestellt. Amtshilfe kann auch ohne Ersuchen, also spontan, in den 
im § 1 1 1  Abs. 4 angefiihrten Fällen geleistet werden. 
Der Absatz 2 entspricht dem bisherigen Absatz 2, wobei die Wortfolge "der VollzuR 
von Strafen" herausgenommen wird. Dies war im Unterabschnitt "Ermittlungshilfe ' 
unsystematisch und widersprach auch dem geltenden § 1 1 8 (Vollstreckungshilfe). 
Der Absatz 3 entsprifht dem § 1 Abs. 3 des PolKG, wobei allerdings auf Artikel 3 
Abs. 2 des Neapel II-Ubereinkommens hinzuweisen ist, nach dem in bestimmten Fällen 
der zuständigen Justizbehörde ein Wahlrecht zusteht, Informationen auf dem Amtshil­
feweg einzuholen. Im Rahmen des Ermittlungsauftrages nach § 1 97 FinStrG kann je­
denfalls wie bisher der Amtshilfeweg ebenso in Anspruch genommen werden. 
Zu § 1 10: 
Der Bundesminister für Finanzen wird als zuständige Behörde für die Leistung von Er­
mittlungsamtshilfe bestimmt. Die behördlichen Zuständigkeiten waren bisher für den 
EUIEG-Bereich im § 1 09 Absatz 2 und für die Drittstaaten im § 1 1 3 Abs. 5 geregelt. 
Alle neueren EUIEG-Rechtsakte im Zollbereich sehen nunmehr den Verkehr über eine 
Zentral stelle vor, um den Infonnationsaustausch besser zu koordinieren und Doppel­
gleisigkeiten sowie Kommunikationsirrwege zu vermeiden. Ebenso wird aus dem glei­
chen Grund EU-weit in den neueren bilateralen Amtshilfeabkommen mit Drittstaaten 
der Kommunikationsweg über eine zentrale Stelle gewählt. Auch das Neapel 11-
Übereinkommen sieht in seinem Artikel 5 die Benennun� einer zentralen Koordinie­
rungsstelle fiir den gesamten Amtshilfeverkehr in der natlonalen Zollverwaltung vor. 
Demgemäß soll die Amtshilfe zentral über das Bundesministerium für Finanzen laufen, 
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wobei doch filr bestimmte Fälle Ausnahmen vorgesehen werden, weil ein direkter In­
formationsaustausch zwischen benachbarten Behörden auf gleicher Hierarchieebene 
und bei Gefahr in Verzug weitaus sinnvoller ist als über eine zentrale Stelle. Im Sinne 
einer vereinfachten Kommunikation mit der Europ1iischen Kommission, insbesondere 
dem Amt für Betrugsbekämpfung, aber auch ausländischen Zollverwaltungen kann nach 
Ziffer 3 der Informationsaustausch direkt erfolgen, indem das Bundesmmisterium be­
stimmte Behörden im Einzelfall dazu ausdrücklIch ermächtigt. Dabei werden vor allem 
Zweckmäßigkeitsüberlegungen anzustellen sein, um die Zenfralstelle zu entlasten. 
Unabhängig davon kann eine nachgeordnete Behörde beauftragt werden, im Namen und 
als Organ des Bundesministeriums ein ausländisches Ersuchen zu beantworten. Da die 
beauftragte Behörde nicht in eigener Zuständigkeit tätig wird, bedarf dieser Fall keiner 
ausdrücklichen gesetzlichen Regelung. 
Zu § 1 1 1 :  
Die Absätze 1 und 2 entsprechen den bisherigen Absätzen 1 und 2. 
Absatz 3 legt fest, welche von einer ausländischen Zollverwaltung gestellten Bedingun­
gen anlässlieh der Gewährung von Amtshilfe einzuhalten sind. 
Der Absatz 4 wurde aus systematischen Gründen aus dem bisherigen § 1 1 3 herausge­
nommen und führt näher aus, was Gegenstand einer spontanen Amtshilfe sein kann. 
Zu § 1 12 :  
§ 1 12 wurde wesentlich gestrafft und mit den bisherigen §§  1 14, 1 1 5 und 1 16 zusam­
mengeführt. 
Absatz 1 entspricht dem bisherigen Absatz 2, wobei der bisherige § 1 1 0 Abs. 3 aus sys-
tematischen Gründen angefügt wurde. _ 
Absatz 2 Ziffern 1 und 2 entsprechen bis auf die Zitierung nach dem neuen DSG 2000 
dem bisherigen Absatz 3 Ziffer 1 und 2. 
Absatz 2 Ziffer 3 passt die Kostenregelung der Realität und auch den bestehenden inter­
nationalen und bilateralen Vereinbarungen an, nach denen mit Ausnahme für Zeugen 
und Sachverständige keine Kosten verrechnet werden. 
Absatz 3 legt datenschutzrechtliche Bedingun�en für die Gewährung von Amtshilfe 
fest. Diese entsprechen dem neuesten Standard 1m EU Bereich und sollen ein gewisses 
Datenschutzniveau in Richtung von Drittstaaten weiter transportieren. 
Absatz 4 stellt die Überlassun� von Gegenständen nunmehr in das Ermessen, sodass 
alle Bestimmungen über Fälle, m denen nicht übersendet werden darf, entbehrlich wer­
den. Vom Ermessen wird nur insoweit Gebrauch gemacht werden, als eine Übersen­
dung des Gegenstandes nicht untunlich ist, weil er z. B. in bestimmten Verfahren benö­
tigt wird. 
Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 1 1 5. 
Zu § 1 13:  
Der § 1 1 3  hat bisher schon eine Abgrenzung getroffen, welches Verfahrensrecht anzu­
wenden ist. Nunmehr ist auf die im Vertrag über die Europäische Union in der Fassung 
des Vertrages von Amsterdam bestehende Abgrenzun� zwischen der Ersten Säule (ge­
meinsame Zoll- und Agrarregelun� sowie die harmoniSIerten Verbrauchsteuem) und der 
Dritten Säule (strafrechtliche Verfolgung von Zollzuwiderhandlungen) abzustellen. 
Absatz 1 folgt der im Artikel 1 Absatz 1 des Neapel lI-Übereinkommens konkret getrof­
fenen Abgrenzung zwischen dem Zollwesen der Ersten und der Dritten Säule, wobei die 
Formulierung des Artikels 23 Absatz 2 der EG-Verordnung 5 1 5/97 verwendet wird. 
Wenn die Amtshilfe aufgrund der EG-Verordnung 5 1 5/97 erfolgt, so sind immer die 
Vorschriften des Zollrechts anzuwenden. Diese Unterscheidung 1st insbesondere des­
halb bedeutsam, weil es für den Betroffenen von großer Bedeutung ist, ob er einem Ab­
gabenverfahren, wo eine Offenlegungs- und Wahrheitspflicht besteht, unterworfen oder 
als Zeuge oder Beschuldigter in emem Finanzstrafverfahren vernommen wird. 
Bei Amtshilfeersuchen nach dem Neapel ll-Übereinkommen ist zu unterscheiden, ob es 
eine Zuwiderhandlung gegen nationale oder gemeinschaftliche Zollvorschriften betrifft 
oder die bloße VolIZIehung einer sogenannten nationalen Zollvorschrift. Gleiches gilt 
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bei den sonstigen völkerrechtlichen Vereinbarungen, wo der Inhalt des Ersuchens für 
die Entscheidung, weIches Verfahren anzuwenden ist, maßgeblich sein wird. Bei Amts­
hilfe aufgrund von EG-Amtshilfeabkommen oder aufgrund von allgemeinen EG­
Abkommen angeschlossenen Amtshilfeprotokollen ist zwar die Berufung auf diese 
Rechts�dlage ein Indiz für die Anwendung des Abgabenrechts, weil diese EG­
Amtshilfeabkommen und Amtshilfeprotokolle zumeist aUf die erste Säule beschränkt 
sind, aber eine abschließende Entscheidung über das anzuwendende Verfahrensrecht ist 
nach dem Inhalt des Ersuchens zu treffen, um nicht ein Rechtsschutzinteresse des Be­
troffenen zu verletzen. 
Die Absätze 2 und 3 entsprechen den bisherigen Absätzen 2 und 4 des § 1 1 3 .  
Der Absatz 4 erlaubt den Verkehr mit e-mail, der heutzutage selbstverständlich gewor­
den ist. 
Zu Unterabschnitt 2 :  
In diesem Bereich werden die besond�ren Formen der grenzüberschreitenden Zusam­
menarbeit des Titels IV des Neapel IT-Ubereinkommens national umsesetzt. Der Unter­
abschnitt 2 regelt zunächst generell das Einschreiten von österreichischen Zollorganen 
im Ausland und auch das Einschreiten von ausländischen Zollorganen im Bundesgebiet 
und trifft im § 1 1 5 dann nähere Bestimmungen zu den einzelnen Fonnen der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit. Weiters enthält dieser Unterabschnitt eine Regelung 
betreffend Verbindungsbeamte und den Rechtschutz. 
Zu § 1 14: 
§ 1 14 orientiert sich an §§  14 und 15 des PolKG und trifft in Absatz I eine Grundsatz­
regelung für eitt Einschreiten von Zollorsanen im Ausland bzw. von ausländischen 
Zollorganen in Osterreich. Primär erfolgt em derartiges Einschreiten zum Zweck und im 
Rahmen der Betrugsbekämpfung. Die Voraussetzungen ergeben sich sowohl aus den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften als auch aus den Bestimmungen der völkerrechtli­
chen Vereinbarungen. 
Absatz 2 trifft eine Vorschrift über die Zurechenbarkeit von Amtshandlungen und ent­
hält auch eine Bestimmung über Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, wenn die­
se nach § I 5a des ZoIlR-DG tätig werden. 
Absatz 3 normiert, dass die Eingriffe in Rechte Betroffener von Zollorganen nur dann 
vorgenommen werden dürfen, wenn sie sowohl nach österreichischem Recht als auch 
nach dem Recht des Gebietsstaates zulässig sind. 
Absatz 4 bindet die Handlungen der Zol1organe im Ausland zusätzlich noch an die An­
ordnungen einer zuständigen ausländischen Behörde; dies kann eine Zollbehörde oder 
auch eine lustizbehörde oder Polizeibehörde sein. 
Zu § 1 14a: 
Die ersten drei Absätze entsprechen dem § 16 des PolKG. 
Absatz 1 trifft die Grundsatzregelung, dass Organe ausländischer Zollverwaltungen, 
sofern es völkerrechtlich vorgesehen ist, auch im Bundesgebiet einschreiten können. 
Absatz 2 trifft eine Grundregel, dass zu prüfen ist, dass nach Möglichkeit ein Einschrei­
ten ausländischer Organe erst dann zur Anwendung kommt, wenn die Leistung von 
Amtshilfe auf Ersuchen nicht mehr genügt. Dabei soll zunächst geprüft werden, ob ein 
Einschreiten von Organen ausländischer Zollverwaltungen auch (lurch ein Einschreiten 
von österreichischen Zoll organen ersetzt werden kann. 
Absatz 3 trifft noch eine Regelung betreffend das Mitfiihren von Dienstwaffen durch 
Organe ausländischer Zollverwaltungen. 
Absatz 4 legt über die Bestimmungen des PolKG hinaus ausdrücklich fest, dass auslän­
dischen Organen im Einzelfall noch zusätzliche Anordnungen seitens der jeweils zu­
ständigen inländischen Behörden gegeben werden können. 
Zu § 1 15: 
§ 1 1 5 Absatz 1 und Absatz 2 regeln die grenzüberschreitende kontrollierte Lieferung, 
wobei es sich Ermittlungen im Zusammenhang mit auslieferungsfähigen Straftaten han­
deln muss. Voraussetzung rur eine kontrollierte Lieferung ist bei Verbotswaren der 
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Aufschub oder Verzicht auf den inländischen Straf anspruch und bei legalen Waren der 
Aufschub oder Verzicht auf den inländischen Abgabenanspruch. In bestimmten Fällen 
können beide Ansprüche zusammentreffen, vor allem dann, wenn sich legale Waren im 
illegalen Verkehr befinden. Kontrollierte Lieferungen sollen �dsätzlich nur dann 
gemacht werden, wenn seitens der kooperierenden ausländischen Behörde sichergestellt 
werden kann, dass ausstehende Abgaben erhoben und gegebene Strafansprüche durch­
gesetzt werden können. 
Absatz 2 legt fest, dass sich die Durchfiihrung der kontrolliert�n Lieferung gegenüber 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach dem Neapel II-Ubereinkommen richtet, 
wozu aber im § 17a Abs. 2 eine nationale Durchfilhrungsregelung geschaffen wird. Ge­
genüber Drittstaaten ist nach § 17a Abs. 2 vorzugehen, soweit völkerrechtliche Verein­
barungen bestehen. 
�bsatz 3 verweist auf die entspr�chenden Bestimmun�en des Neapel II­
Ubereinkommens betreffend die Durchführung �enzüberschreltender Observationen. 
Wie bereits ausgeführt, steht Neapel 11 hinsichtlich der Observation unter dem V orbe­
halt des nationalen Rechts, sodass auch bei grenzüberschreitenden Observationen nach 
§ 7 Abs. 3 vorzu�ehen ist. Gegenüber Drittstaaten soll nach Maßgabe völkerrechtlicher 
Vereinbarungen § 7 Abs. 3 anwendbar sein, wobei eine Observation bei der inländi­
schen oder ausländischen Grenzstelle oder im Nahbereich der Grenze zu beginnen und 
zu beenden ist. Diese Vorschrift ist deshalb erforderlich, weil vielfach Grenzstellen 
nicht direkt bei der Staatsgrenz�� sondern üblicherweise einige Meter von der Grenze 
entfernt liegen. Eine geregelte Ubergabe von Observationen im Niemandsland direkt 
auf der Staatsgrenze erscheint nicht machbar, weil dies zu auffaIlig wäre. 
�bsatz 4 trifft eine Regelung bezüglich der Anwendung des Artikels 23 des Neapel 11-
Ubereinkommens und verweist innerstaatlich auf die Bedingungen des § 7 Abs. 4 be­
züglich des Einschreitens von Zollorganen im Ausland, dass sie, sofern völkerrechtlich 
zulässig, auch außerhalb des Anwendungsgebietes Auskünfte ohne Hinweis auf einen 
amtlich.en Charakter einholen können. 
Absatz 5 regelt über § 112 Abs. 5 hinausgehend den Informationsaustausch mit Ange­
hörigen ausländischer Zollverwaltung, die vorübergehend aus besonderem Anlass zu 
ErmIttlungen in konkreten Fällen im Inland tätig werden. Hier wird die Ermächtigung 
gegeben, Informationen im Inland bei den Zollbehörden zu beschaffen bzw. informatio­
nen auszutauschen. Eine aktive Mitarbeit im Rahmen eines arbeitsteiligen Verhaltens 
wird erlaubt, aber Akte behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt dürfen nicht selbstän­
dig ausgeführt werden. Umgekehrt besteht kein Grund, warum ausländische Beamte 
etwa beIm Abladen von Waren von einem Lastkraftwagen nicht mithelfen sollten. 
Absatz 6 trifft eine Regelung für die Tätigkeit ausländischer Verbindungsbeamter. Dar­
über können auch besonder�. Vereinbarungen getroffen werden, wie es für den EU­
Bereich Art. 6 des Neapel II-Ubereinkommens vorsieht. 
Absatz 7 sieht den Bundesminister für Finanzen als zuständige Behörde für die Bewilli­
gung von �aßnahmen nach diesem Artikel vor und korrespondiert mit Artikel 5 des 
Neapel II-Ubereinkommens, nach dem eine zentrale Koordinierungsstelle vorgesehen 
ist. 
Zu § 1 15a: 
Infolge der zunehmenden wirtschaftlichen Verflechtung gehen viele Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union dazu über, Verbindungsbeamte sowohl untereinander auszutau­
schen als auch in Drittländer zu entsenden. Diese Möglichkeit wird nunmehr auch für 
den Bundesminister für Finanzen in Absatz I geschaffen. Schon aus Kostengründen 
wird die Entsendung des Verbindungsbeamten nur in einen Staat und für eine Region 
erfolgen, wo der Umfang des legalen und illegalen Warenverkehrs zwischen dem An­
wendungsgebiet und diesem Gebiet eine Entsendung sinnvoll macht. Da die Entsenduns 
eines Beamten ins Ausland auch das Bundesministerium für auswärtige Angelegenhel­
ten berührt, ist mit diesem das Einvernehmen herzustellen. 
Absatz 2 regelt eine Form der Kooperation, die unter den skandinavischen Staaten 
schon seit Jahrzehnten üblich ist und seit kurzem auch auf EU-Ebene hinsichtlich von 
Drittstaaten angeregt wird, wie dem Beschluss 20031170/JI des Rates vom 27. Februar 
2003 über die gemeinsame Inanspruchnahme von Verbindungsbeamten, die von den 
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Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten entsandt sind, ABlEG Nr. L67/27 vom 
1 2.3.2003, entnommen werden kann. Es kann ein Beamter eines Landes als Verbin­
dungsbeamter entsendet werden, aber dann fiir mehrere Verwaltungen oder auch fiir 
mehrere Staaten tätig sein. Schon aus Kostengründen soll diese Möglichkeit auch fiir 
die österreichische Zollverwaltung �esetzlich vorgesehen werden, wobei sich das 
Bundesministerium fiir Inneres als logIscher Partner anbietet. 
Zu § 116: 
Diese Bestimmung ist dem § 1 7  des PolKG mit dem Unterschied nachgebildet, dass 
kein Grund gesehen wird, junstischen Personen einen Rechtschutz zu verweigern. 
Absatz I sieht auch fiir Beschwerden von Personen, die durch das Einschreiten der 
Zollorgane im Ausland in ihren Rechten verletzt sind oder sein könnten, die Anwen­
dung der allgemeinen Rechtsmittelbestimmungen der § �  85a bis 85f des ZollR-DG vor, 
wobei örtlich das Zollamt zuständig ist, von dessen Bereich aus die Zollorgane die 
Grenze überschritten haben. 
Die Zollämter erkennen außerdem nach dem Auffan�tbestand des Absatz 2 über die 
Beschwerden von Personen, die behaupten, die TätIgkeit von Organen ausländischer 
Zollverwaltungen in ihren Rechten verletzt worden zu sein. 
Absatz 3 legt eine Zuständigkeit des Zollamtes Wien fest, wenn sich nach den Absätzen 
1 und 2 keine zuständige Behörde ergeben hat und knüpft die Zuständigkeit an den Ort 
des Einschreitens, was auch fiir die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen ge­
genüber dem Bund vorgesehen wird. 
Absatz 4 schließt die Berufung auf ausländisches Recht bei Fällen einer Beschwerde 
nach den Absätzen 1 oder 2 aus. Aus Gründen des Rechtschutzinteresses der Betroffe­
nen wird eine einheitliche Beschwerdemöglichkeit vorgesehen und nicht darauf abge­
stellt, ob die Maßnahme aus einem Abgabenverfahren oder einem Finanzstrafverfahren 
herrührt, was zumindest fiir den unbeteiligten in seinem Recht verletzten Dritten nie­
mals erkennbar wäre. Somit ist die Anwendung von § 1 52 FinStrG bei im Ausland ge­
setzten Maßnahmen ausgeschlossen. 
Zu Z 17 und 18 (§ 120): 
Absatz ( l k) regelt, dass Bestimmungen in unmittelbarem Zusammenhang mit der Über­
tragung der Zollwache zum 1 .  Mai 2004 in Kraft bzw. außer Kraft treten. 
Absatz 8 trifft eine Regelung hinsichtlich jener bundesgesetzlichen Vorschriften, in de­
nen auf die Zollwache Bezug genommen wird und die in der Zwischenzeit nicht geän­
dert werden konnten. Dabei sind zwei Fälle zu unterscheiden, und zwar jene, in denen 
sich Aufgaben oder Rechte auf die Zollwacheorgane bezogen haben, hinkünftig aber die 
unmittelbar den Zollämtern zugeordneten Zollorgane diese Aufgaben wahrnehmen sol­
len oder die Rechte in Anspruch nehmen können, was mit einer Generalklausei aufge­
fangen wird, sowie jene ausdrücklich genannten Gesetzesbestimmungen, die nicht für 
die Zollverwaltung und die Zollämter gelten sollen. Dabei handelt es sich um kraftfahr­
rechtliche Mitwirkungsbefu�sse, das Bundesstrassen-Mautgesetz und das Bundesmi­
nisteriengesetz; letzteres WIrd zur Vermeidung von Missverständnissen ausdrücklich 
genannt. Hinsichtlich der die Zollwache betreffenden dienst- und .. gehaltsrechtlichen 
Bestimmungen im weitesten Sinn hat das Bundeskanzleramt eine Anderung mit Wir­
kung vorn 1 .  Mai 2004 bereits in Aussicht gestellt. 
Zu Art. 11 Änderung des Fin8nzstrafgesetzes 
Zu Z 1 (§ 48b): 
Die Verletzung der Auskunftspflicht bei der Überwachung des grenzüberschreitenden 
Bargeldverkehrs nach §§ 1 7b und 1 7c ZollR-DG ist unter keinen der Tatbestände des 
Finanzstrafgesetzes subsumierbar. Es soll daher im � 48b Abs .  1 FinStrG ein entspre­
chender Tatbestand geschaffen werden. Abs. 2 sient für die Zuwiderhandlung eine 
Strafandrohung von höchstens 1 0.000 Euro bei Vorsatz und höchstens 5.000 Euro bei 
Fahrlässigkeit vor. 
Zu Z 2 (§ 146 Abs. 1): 
Werden Verbrauchsteuern hinterzosen unterliegen die Tatgegenstände samt Umschlie­
ßungen gemäß den §§ 1 7  Abs. 2 ht. a und 33 Abs. 5 dem Verfall. Da gemäß § 1 46 
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Abs. 2 lit. b vereinfachte Strafverfü�gen auch bei Hinterziehung von Verbrauchsteu­
em zulässig sind, soll in solchen Strafverfügungen auch auf den Verfall erkannt werden 
können. Dementsprechend ist in die Zitierung der auf den Verfall bezugnehmenden 
Rechtsvorschriften auch § 33 aufzunehmen. 
Zu Art. III Änderung des Grenzkontrollgesetzes 
Zu Z 1 und 2 (§§ 9 und 18): 
Da die Zollw�che in das Bundesministerium für Inneres überführt wird, sind alle Absät­
ze, die eine Ubertragung der sicherheitsbehördlichen Grenzkontrolle regeln, mit Wir­
kung vom 1 .  Mai 2004 entbehrlich. 
Zu Art. IV Änderung des Finanzprokuraturgesetzes 
Zu Z 1 und 2 (§ 3 und 14): 
Als Folge der Umstellung auf Wirtschaftsräume waren die Zuständigkeitsregelungen in 
§ 3 Abs. 1 mit Wirkung vom 1 .  Mai 2004 neu zu fassen. 
Zu Art. V Änderung des Punzierungsgesetzes 2000 
Zu Z 1 bis 7 (§§ 20, 21 und 33): 
Die vorliegende Novelle des Punzierungsgesetzes beinhaltet lediglich technischen An­
passungen � die mit dem Abgabenänderungsgesetz 2003, BGBl. I Nr. 1 24/2003, vor­
gesehenen Anderungen in der Finanz- und Zollverwaltung. Die bisherigen Standorte der 
unzierungskontrollorgane werden beibehalten, das EdeIInetallkontrolllabor bleibt der 
Technischen Untersuchungsanstalt (TUA) zu�eordnet und auch die Zuständigkeit zur 
Einhebung der Punzierungskontrollgebühr bleIbt aus verwaltungsökonomischen Grün­
den auf die bisherigen Standorte beschränkt. 
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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Zu Art. I 
§ 4 Abs. 2 Ziffer 14: 1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

,, 1 4. "Zoll zuwiderhandlung" jedes Handeln entgegen dem Zoll- . . 
recht sowie jedes Unterlassen eines zollrechtlich gebotenen a) Ziffer 14 lautet.

. " . 
Handeins und den Versuch einer solchen Handlung oder Un- ,, 14. "ZollzuWlderhandlung Jedes Handeln entgegen dem von 
terlassung." der Zollverwaltung nach § � zu vollziehenden Zollrecht, 

den Verbrauchsteuervorschriften und dem Ausfuhrerstat­
tungsrecht sowie jedes Unterlassen eines zollrechtlich oder 
verbrauchsteuerrechtlich gebotenen Handelns und der Ver­
such einer solchen Handlung oder Unterlassung. 

§ 4 (1) Ziffern 1 bis 14: 2. b) Folgende Ziffern 15, 16 und 17 werden angefügt: 
,, 1 5 .  "Betrugsbekämpfung" alle Maßnahmen zur Verhinderung, 

Aufdeckung und Verfolgung von Zollzuwiderhandlungen. 
Zur Betrugsbekämpfung der Zollverwaltung gehören auch 
Maßnahmen zur Verhiriderung und Aufdeckimg von Verstö­
ßen gegen die sonst von den Zollbehörden zu vollziehenden 
Rechtsvorschriften. Zuständigkeiten anderer Behörden zur 
Strafverfolgung bleiben unberührt. 

1 6. "Vorbereitung" die Befflrderung von richtig erklärten, nicht 
verbotenen Waren in einem Zoll- oder Verbrauchsteuerver­
fahren unter Zol1- oder Steueraussetzung oder unter zollamt­
licher Überwachung nach Artikel 82 ZK, wenn auf Grund be­
stimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass ein Verhalten ge­
setzt wird, das darauf abzielt und geeignet ist, die betroffenen 
Waren dem Verfahren zu entziehen. 

1 7. "Neapel lI-Übereinkommen" den Rechtsakt des Rates vom 
1 8. Dezember 1 997 über die Ausarbeitung eines Überein­
kommens aufwund von Artikel KJ des Vertrags über die Eu­
ropäische Umon über gegenseitige Amtshilfe und Zusam­
menarbeit der Zollverwaltungen, ABlEG Nr. C 24 vom 
23 . 1 .  1 998, S. 01  
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§ 6 Abs. 1 :  
,,§ 6. ( 1 )  Aufgaben der Zollverwaltung sind insbesondere 

- die Vollziehung des Zollrechts, 

(2) .. 

- die Vollziehung der Gemeinsamen Marktodnungsorga-
nisation einschließlich der Ausfuhrerstattungen, soweit 
die Zollbehörden zuständig sind, 

- die Vollziehung der Verbrauchsteuervorschriften, 
- die Vollziehng der gemäß § 9 übertragenen Kontrollbe-

fugnisse, 
- die Vollziehung der Verbote und Beschränkungen im 

Sinn des § 29, 
- die zwischenstaatliche Amtshilfe (Abschnitt G), 
- die Vollziehung der mit dem Ausländerbeschäftigungs-

gesetz und Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz zu­
gewiesenen Aufgaben." 

3. § 6 Absatz 1 lautet: 
,,§ 6. ( 1 )  Aufgaben der Zollverwaltung sind insbesondere 

- die Vollziehung des Zollrechts, 
- die Vollziehung der Gemeinsamen Marktordnungs-

organisation emschließlich der Ausfuhrerstattun­
gen, soweit die Zollbehörden zuständig sind, 

- die Vollziehung der Verbrauchsteuervorschriften, 
- die Erhebung des A1tlastenbeitrages, 
- die Vollziehung der gemäß § 9 übertragenen Kon-

trollbefugnisse, 
- die Vollziehung der Verbote und Beschränkungen 

im Sinn des § 29, 
- die Betrugsbekämpfung (§ 4 Abs. 2 Z 15), 
- die zwischenstaatliche Amtshilfe (Abschnitt G), 
- die Vollziehung der mit dem Ausländerbeschäfti-
gungsgesetz und Arbeitsvertragsrecht­
Anpassungsgesetz sowie dem § 89 Abs. 3 des Ein­
kommensteuergesetzes zugewiesenen Aufgaben. 

4. Im § 6 wird nach dem Absatz 2 folgender Absatz 3 eingejügt: 
,,(3) Für Zwecke der Betrugsbekämpfung haben die Zollbehör­

den eme regelmäßige Analyse der ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
zur Kenntms gelangten Daten vorzunehmen, um die Zollkontrollen 
auf jene Maßnahmen zu beschränken, die notwendig sind, um die 
Einhaltung des Zollrechts und die Zollaufsicht (Abschnitt C) zu ge­
währleisten 
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Der § 7 samt Überschrift: 5. Der § 7 samt Überschrift lautet: 

"Automationsunterstützte Datenverarbeitung, Mitteilungspflich- "Daten ermittlung, Mitteilungspßichten 
ten § �. ( 1 )  Soweit es zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben er-

§ 7. ( 1 )  Die Zollbehörden sind unter Wahrung des Schutzes per- fo�derhch Ist, dürfe� die Z.oll�ehörd.en personen�ezogene I?at�n e�­
sonenbezogener Daten und gesetzlicher Anzeigepflichten, Aus- mitteln und verarbelten, dI.e Ihnen 1m .Rahmen Ihrer ZUS�.dlgk�lt 
kunftspflichten und Mitspracherechte befugt, sich zur Erfüllung ihrer entweder aufgrund ges�tzhch� VerpflIchtungen oder frelwllhg ü­
gesetzlichen Aufgaben, einschließlich des Verkehrs untereinander berlassen .oder sonst bel VollzIehung des Zollrechts und der Wahr­
und mit anderen Abgabenbehörden des Bundes sowie mit Dienststel- nehmung Ihrer Aufgaben gewonnen werden. 
len der Europäischen Gemeinschaften und Zollverwaltungen von (2) Bei der Ermittlung von personenbezogenen Daten nach den 
Mitgliedstaaten, der Personenverwaltung und der Zuweisung von Abs. 3,  4 und 5 lit. c ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zum 

Dienstkleidung, Waffen, Dienstabzeichen und sonstigen Ausrüs- Anlass und zum angestrebten Erfolg zu wahren. Dazu haben die 
tungsgegenständen an Zollorgane, der automationsunterstützten Da- Zollbehörden und die Zoll organe 
ten�erarbeitung, einschli�ßlich der V€?rknüpfung von Daten aus ver- a) von mehreren zielfiihrenden Maßnahmenbefugnissen jene 
schledene Aufgabenbereichen, zu bedIenen. auszuwählen, die voraussichtlich die Betroffenen am we-

(2) Die Zollbehörden haben die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit nigsten beeinträchtigt; 
zur Kenntnis gelangten Daten über Art, Beschaffenheit, Menge, b) darauf Bedacht zu nehmen, ob sich die Maßnahme gegen 
Wert, Ursprung, Herkunft und Bestimmung von Waren sowie über einen Unbeteiligten oder gegen denjenigen richtet, von 
die am betreffenden Warenverkehr beteiligten Personen von Amts dem die Gefahr eines Finanzvergehens ausgeht oder dem 
wegen bekanntzugeben sie zuzurechnen ist; 

1 .  den z� Ve�olgung von Verletzungen von Rechtsvorschriften c) d�auf Bedacht zu nehm��, 4ass der angestre�te �rfolg i!1 
über die Einfuhr, Ausfuhr oder Durchfuhr von Waren oder einem vertretbaren Verhaltrus zu den beabsichttgten FI-
über die Verwendung eingefiihrter Waren im Anwendungs- nanzvergehen steht; 
gebiet zuständigen Behö�den� soweit die Daten für eine sol- d) auch währen� der Ausübung von Befugnissen der Absäu:e 
ehe Verfolgung erforderlIch Sind, 3 und 4 auf dIe Schonung der Rechte und der schutzwürdl-

2. den Behörd�n oder sonstig.en �inrichtungen, die Bewilli�- g�n Interessen der Betrof�enen Bedacht zu nehmen; 
gen, Zeugrusse oder sonstIge 1m ZollveIfahren vorgeschrie- e) die Ausübung der Befugrusse der Absätze 3 und 4 zu been-
benen Unterlagen ausgestellt haben oder zu deren Ausstel- den, sobald der angestrebte Erfolg erreicht wurde oder sich 
lung z�tändig g�wesen wären, soweit die Daten Aufsch1� zeigt, dass er auf dIesem Wege nicht erreicht werden kann. 
über die Heranzlehung oder das Fehlen der Unterlage 1m (3) Die Zollbehörden sind ermächtigt, personenbezogene Daten Zollverf�en geben, . . . . . durch Beobachten (Observation) bestimmter Personen oder Waren-3.  den Behorden oder SOn�!Igen EInnchtungen, d!e In anderen bewegungen bereits während der Vorbereitung einer Zollzuwider­
als den von den Zollbe�orden verwalteten Be�elchen. für Ab- handlung zu ermitteln, wenn dies nach der Lage des Einzelfalles gaben, E!rstattunge�, Forde�gen oder sonsttge Lels�g€?n unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit up Berelc� lap.dwlrtschatthc.her Marktordnungen zuständIg (Abs. 2) geboten ist, wenn ansonsten die Verhinderung der Zollzu­
smd, soweIt dIe Daten für die Wahrnehmung der Aufgaben widerhandlung gefährdet oder wesentlich erschwert würde. Wenn 
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dieser Behörde oder Einrichtungen erforderlich sind. ein �erichtlich strafbares Finanzvergehen nach § 38 Abs. 1 FinStrG 
wenn die Empfänger der Daten sich diese auf andere Weise nicht verhindert werden soll, können sich die Zollbehörden, unter Mitwir­
n!cht mit ausreichender Verläßlichkeit oder nur mit unverhältnismä� kung �es Bundesministeriums .für Inne�es, technischer Hilfsmittel 
Blg höherem. Aufwand verschaffen könnten; die Mitteilung kann zur Peilung von Bef()rderungsmltteln bedIenen. 
auch automationsunterstützt erfolgen. (4) Darüber hinaus ist das Einholen von Auskünften ohne Hin-

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters befugt aus den weis �uf einen amtliche!l Charakter und die bestehenden abgaben­
ihm über die Tätigkeit der Zollbehörden zur Verfügung stehenden rechthc.hen Auskunftspfhcht� sowie die Observation zulässig, wenn 
Unterlagen auf Antrag Daten bekanntzugeben wenn sie keine Rück- sonst dIe Aufdeckung. von Fmanzvergehen nach § 38 Abs. 1 FinStrG 
schlüsse �uf Betroffene zulassen, keine ges�tzliche Verpflichtung gefahrdet 04er erheblIch erschwe� w�rde.n würde oder dies nach der 
zur GeheImhaltung ent&egensteht und die Erfiillung der sonstigen Lage .. de� Emz.elf�les unter BerucksIc�tIgung d�s Grundsatzes der 
Aufgaben des Bundesmlrusteriums für Finanzen daClurch nicht be- V.erhältrusmäßlgkelt (Abs. 2) geboten 1st, um dIe Aufdeckung des 
einträchtigt wird." Fmanzvergehens zu ermöglichen. 

(5) Zur Ausübung der zollamtlichen Aufsicht im grenzüber­
schreitenden Warenverkehr darf die Ermittlung personenbezogener 
Daten mit Bildaufzeichnungsgeräten erfolgen 

a) an grenzüberschreitenden Verkehrswegen in Grenznähe 
hinSIchtlich von Beförderungsmitteln; 

b) auf Amtsplätzen von Zollstellen, in Verkehrseinrichtungen 
(Bahnhöfe, Flugplätze, Schiffsanlegeplätze ) und Um­
schlagseinrichtungen, wo Grund zur Annahme besteht, 
dass Waren vorhanden sind, die der zollamtlichen Überwa­
chung unterliegen, hinsichtlich von Bef()rderungsmitteln, 
Personen und Waren; 

c) außerhalb der genannten Örtlichkeiten hinsichtlich von 
Bef()rderungsmitteln, Personen und Waren nur dann, wenn 
die rechtlichen Voraussetzungen für eine Observation ge­
geben sind; unter der Voraussetzung des Abs. 4 und des 
§ 149d Abs. 2 StPO kann sie auch ohne Kenntnis der Be­
troffenen erfolgen. 

Eine über den Zeitraum von 48 Stunden hinausgehende Bildspeiche­
rung darf nur dann erfolgen, wenn der Verdaclit einer Zollzuwider­
hanCllung besteht und ein Verfahren eröffnet wird. Die Daten sind 
jedenfalls zu löschen, sobald sie für Zwecke der Betrugsbekämpfung 
einschließlich der strafrechtlichen Verfolgung nicht mehr benötigt 
werden. Eine Speicherung darf längstens bis zum rechtskräftigen 
Abschluss des Verfahrens erfolgen. In den Fällen der lit. a und b ist 
der Einsatz von Bildaufzeichnungsgeräten jedoch zuvor auf solche 
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Weise anzukündigen, dass es einem möglichst weiten Kreis poten­
tieller Betroffener bekannt wird. 

(6) Die Zollbehörden sind berechtigt, von den Betreibem öffent­
licher Kornmunikationsdienste und von Universaldiensten (Ab­
schnitte 3 und 4 des Telekornmunikationsgesetzes 2003-TKG 2003, 
BGBL I Nr. 70/2003), die einen öffentlichen Telefondienst �emäß 
§ 3 Z 16  TKG 2003 erbringen, Auskunft über Namen, Anschrift und 
Teilnehmernummer zu verlangen, wenn sie diese Daten als wesentli­
che Voraussetzung fiir die Erfiillung der ihnen nach diesem Bundes­
gesetz übertragenen Aufgaben benötigen. Die ersuchte Stelle ist ver­
pflichtet, diese Auskunft unverzüglich und kostenlos zu erteilen 

129/M
E

 X
X

II. G
P - E

ntw
urf (gescanntes O

riginal)
33 von 57

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



§ 8: 6. § 8 lautet: 
,,§ 8. Zur Ausübung der Zollaufsicht außerhalb des Amtsplatzes ,,§ 8. ( 1 )  Die Zollbehörden haben die ihnen im Rahmen ihrer TäM 

von Zollstellen sind durch die Finanzlandesdirektion mobile Einhei- tigkeit zur Kenntnis gelangten Daten über Art, Beschaffenheit, MenM 
ten einzurichten. Die von Zollorganen im Rahmen der mobilen Ein- ge, Wert, Ursprung, Herkunft und Bestimmung von Waren sowie 
heiten gesetzten Amtshandlun�en sind dem Hauptzollamt zuzuord- über die am betreffenden Warenverkehr unmittelbar oder mittelbar 
nen, in (lessen Bereich die moblle Einheit eingerichtet ist." beteiligten Personen von Amts wegen bekannt zu geben: 

1 .  den zur Verfolgung von Verletzungen von Rechtsvorschriften 
über die Einfuhr, Ausfuhr und Durchfuhr von Waren oder 
über die Verwendung eingeführter Waren im Anwendungs­
gebiet zuständigen Behörden, soweit die Daten für eine sol­
che Verfolgung erforderlich sind, 

2. den Behörden oder sonstigen Einrichtungen, die Bewilligun­
gen, Zeugnisse oder sonstige im Zollveifahren vorgesclirie­
bene Unterlagen ausgestellt haben oder zu deren Ausstellung 
zuständig �ewesen wären, soweit die Daten Aufschluss über 
die HeranzIehung oder das Fehlen der Unterlage im ZollverM 
fahren geben, 

3. den Behörden oder sonstigen Einrichtungen, die in anderen 
als von den Zollbehörden verwalteten Bereichen für Abga­
ben, Erstattun�en, Förderungen oder sonstigen Leistungen Im 
Bereich landwIrtschaftlicher Marktordnungen zuständig sind, 
soweit die Daten fiir die Wahrnehmung der Aufgaben dieser 
Behörden oder Einrichtungen erforderlich sind, 

wenn der Empfänger der Daten sich diese auf andere Weise nicht, 
nicht mit ausreichender Verlässlichkeit oder nur mit unverhältnis­
mäßig höherem Aufwand verschaffen könnte; die Mitteilung kann 
auch automationsunterstützt erfolgen. 

(2) Sofern sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane 
zur Verhinderung von Zollzuwiderhandlungen die Verpflichtung zur 
Abwehr gefährlicher Angriffe nach § 16 des Sicherheitspolizeigeset­
zes ergibt, sind die zuständigen Organe des öffentlichen Sicherheits­
dienstes unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. § 84 der Straf­
prozessordnung bleibt unberührt. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen ist weiters befugt, aus den 
ihm über die Tätigkeit der Zollbehörden zur Verfügung stehenden 
Unterlagen auf Antrag Daten bekanntzugeben, wenn sie keine Rück-
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schlüsse auf Betroffene zulassen, keine gesetzliche Verpflichtung 
zur Geheimhaltung entgegensteht und die Erfüllung der sonstigen 
Aufgaben des Bundesmimsteriums für Finanzen dadurch nicht be­
einträchtigt wird. 

(4) Das Auskunftsrecht von Betroffenen richtet sich nach § 26 
des Datenschutzgesetzes-DSG 2000, BGBl I Nr. 1 65/1999. 

(5) In Fällen, in denen die Behörde keine Daten des Antra�stel­
lers verarbeitet hat oder das Wissen des Betroffenen um die EXIstenz 
oder den Inhalt des Datensatzes die Betrugsbekämpfung unter den 
Gesichtspunkten des § 26 Abs. 2 Z 4 und 5 des DSG gefiilirden oder 
erheblicli erschweren würde, hat die Auskunft zu lauten: "Es wurden 
keine der Auskunftspflicht unterliegenden Daten verwendet." Die 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle durch die 
Datenschutzkommission nach § 30 Abs. 3 DSG und dem besonderen 
Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzkommission nach § 3 1  
Abs. 4 DSG. 

(6) In jenen Fällen, in denen die Behörde über die Daten des Be­
troffenen vollständig oder nur in dem Umfang Auskunft erteilt, in 
dem kein Sachverhalt nach Absatz 2 vorliegt, hat die Auskunft mit 
dem Satz zu enden: "Im übrigen wurden keme der Auskunftspflicht 
unterliegenden Daten verwendet." Abs. 2 1etzter Satz ist anwendbar. 
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§ 14 Abs. 4: 7. § 14 Absatz 4 wird aufgehoben. 
,,(4) Soweit sich fiir Zoll organe außerhalb des Grenzkontrollbe­

reichs (§ 7 GrekG) bei Wahrnehmung der ihnen sonst obliegenden 
Aufgaben der Verdacht einer mit mehr als sechsmonatigen Freiheits­
strafe bedrohten strafbaren Handlung ergibt, sind diese Organe er­
mächti�, die keinen Aufschub duldenden Maßnahmen fiir die Si­
cherheltsbehörde zu setzen, wenn wegen Gefahr im Verzug das Ein­
schreiten von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes nicht 
abgewartet werden kann; sie haben dabei die Befugnisse und Ver­
pflichtungen vpn Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes. Die 
nächstgelegene Sicherheitsdienststelle ist unverzüglich von den ge­
troffenen Maßnahmen in Kenntnis zu setzen; festgenommene Men­
schen und beschlagnahmte Sachen sind ihr zu übergeben. Der Bun­
desminister fiir Finanzen hat die Zollorgane, insbesondere die Ange­
hörigen der mobilen Einheiten (§ 8) über die erforderliche Schulung 
verfügen 

"Zollwache 8. Der § 15 samt Überschrift ,,zollwache" entfällt. 
§ 15. (1) Die Zollwache ist ein uniformierter, bewaffneter 

Wac'hkörper des Bundes. 
(2) Der Zollwache obliegt die ÜberwachllI!g der Zollgrenze und 

die überwachung des Warenverkehrs über die Zollgrenze. Bei dieser 
Überwachung ersetzte Amtshandlungen von Zollwachorganen sind 
dem Hauptz011amt zuzurechnen, in deren Bereich die Zollwachabtei­
lung errichtet ist. 

(3) Zollwacheorgane können auch als Organe der Zollbehörden 
herangezogen werden; dabei haben sie die den Zollorganen nach 
dem Zollrecht zukommenden Befugnisse und Pflichten wahrzuneh­
men. 

(4) Für die Organisation und den Inspizierungsdienst der Zo11-
wache sind im Bundesministerium fiir Finanzen und bei den Finanz­
landesdirektionen Angehörige der Zollwache heranzuziehen. Inner­
halb des Bereiches einer Finanzlandesdirektion können aufgrund 
örtlcher Erfordernisse Außenstellen (Abschnittsinspektorate) errich­
tet werden, denen der Einsatz der Zollwache flli Aufgaben nach 
Abs. 2 und nach § 8 in den ihnen zugewiesenen Gebietsteilen ob-
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liegt. Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 2 und nach § 8 
sind Zollwachabteilungen einzurichten und ihnen entsprechende 
Gebietsteile zuzuweisen." 
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9. § I 5a wird zu § 1 5  umbenannt. 

§ 15a: 10. § 15a lautet: 

. ,,§ l�a ( 1 )  Die Organe des öffentlichen Sic�erh�itsdienstes sind ,,§ 15a. Währe.nd der Dauer vOI} Übergangsfrist� im Bere�ch 
bel der Uberwachuns der Bundesgrenze, soweIt dIese auch Zoll� der Tabaksteuer, dIe den zum 1 .  Mal 2004 der Europruschen Uruon 
grenze ist, befugt, hinsichtlich von Ware, die über die Zollgrenze beitretenden neuen Mitgliedstaaten eingeräumt wurden, �jnd die 
verbracht worden sind oder verbracht werden sollen, allgemeine Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes befugt, bei der Uberwa� 
Maßnahmen der Zollaufsicht nach § 22 zu setzen; sie gelten dabei chung der Bundesgrenze gegenüber diesen Staaten Anmeldungen 
als Organe des zuständigen Hauptzoflamtes. gemäß § 29a Abs. 3 des Tabaksteuergesetzes 1 995 in der Fassung 

(2) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben bei der des �GBl. I Nr. 124/2003 e�tgegen � nehmen: Bei .Ve�dacht �on 
W ahme�ung ihrer gesetzlichen Aufgaben an qrten, qie nicht mehr Zuwiderh3f1dlungen . gegen dIese Bestllnmung smd dIe SIcherheIts­
als 1 5  Kilometer von der Zollgrenze entfernt smd, bel Feststellung organe bel . Gefahr .ul� Vet:rug .. befugt, Beschlagnahmen vorzlJ!le�­
zollrechtlich bedeutsamer Vorgänge die keinen Aufschub duldenden menz wo�eI unverzügh.ch die nachstgelegene Z!<>llstelle zu ver�!ändl­
Maßnahmen zu setzen, wenn wegen Gefahr im Verzug das Ein- gen 1st; sIe gelten dabei als Organe des zuständIgen Zollamtes. 
schreiten von Zollorganen nicht abgewartet werden kann. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Inneres mit Verordnung jene Grenzüber­
gänge bestimmen, an denen allgemein oder in bestImmten Bereichen 
oder zu bestimmten Zeiten die dort zur Vollziehung der Grenzkon­
trolle eingesetzten Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes als 
Organe des für den betreffenden Grenzübergang zuständigen Zoll­
amtes allgemeine Maßnahmen der ZollaufsIcht nach § 22 vorzu-
nehmen haben. . 

(4) Durch die Befugnis nach Abs. 1 bis 3 bleiben die §§ 80 und 
8 1  des Finanzstrafgesetzes unberührt. Von getroffenen Maßnahmen 
ist die in Betracht kommende Zollstelle unverzüglich in Kenntnis zu 

setzen; abgenommene Waren und Beweismittel sowie festgenom­
mene Personen sind ihr zu übergeben. 

(5) Das Zollamt hat ungeachtet einer gemäß Art. 3 er,8angenen 
Verordnung, wonach Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes an 
einem Grenzübergang allgemeine Maßnahmen der Zollaufsicht vor­
zunehmen haben, solche Maßnahmen durch Zollorgane vorzuneh­
men, wenn dies aus besonderem Anlaß, insbesondere zur Verhütun.s 
von Zollzuwiderhandlungen, notwendig ist. Hievon ist die zuständI­
ge Grenzkontrollstelle vorher zu verständigen, sofern nicht Gefahr 
1m Verzug sofortiges Einschreiten erforderlIch macht. 
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(6) Im Absatz 3 genannte entsprechend geschulte Organe des öf­
fenthchen Sicherheitsdienstes können von der Finanzlandesdirektion 
mit Zustimmung ihrer Dienstbehörde die Ermächtigung erhalten, 
über den Abs. 3 hinaus Amtshandlungen des betreffenden Zollamtes 
als Organe dieses Zollamtes zu setzen und Entscheidungen, Mittei­
lungen von Abgabenbeträgen und bestimmte sonstige Erledisungen 
des betreffenden Zollamtes zu erlassen. Die Ermächtigung 1st zu­
rückzunehmen, wenn die Voraussetzungen fur ihre Erteilung nicht 
mehr vorliegen. 

(7) Die nach den vorstehenden Absätzen als Organe eines Zoll­
amtes einschreitenden Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
haben dabei die Befugnisse und Verpflichtungen von Zollorganen 
nach dem Zollrecht oder nach dem Finanzstrafgesetz. 

(8) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die im grenz­
überschreitenden Verkehr tätig werden, haben überdies zollrechtlich 
bedeutsame Sachverhalte auf Ersuchen der Parteien festzuhalten, 
wenn keine Zollorgan anwesend ist. Die in Betracht kommende 
Zollstelle ist von den Feststellungen unverzüglich in Kenntnis zu 
setzen. 
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§ 16  Abs. l und 2: 
§ 16. ( 1 )  . . .  
(2) . . .  

§ 1 7: 
§ 17  . . . . 

1 1 . § 16 Absatz 3 lautet: 
,,(3) Zur Ausübung der Zollaufsicht und der amtlichen Aufsicht 

im Smne der Verbrauchsteuergesetze sind von den Organen der 
Zollämter auch Kontrollen außerhalb des Amtsplatzes von Zolläm­
tern durchzuführen. 

12. Nach § 1 7  werdenfolgende §§ 1 7a bis 1 7c samt Oberschrijt einw 
gefügt: 

,,§ 17a. ( 1 )  Eine zollamtliche Überwachung kann darüber hinaus 
angeordnet und durchgeführt werden hinsichtlich 

1 .  Personen, bei denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzu­
nehmen ist, dass sie eine Zollzuwiderhandlung im Anwen­
dungsgebiet vorbereiten, begehen oder begangen haben oder 
daran beteiligt sind, 

2. Orten, an denen Warenlager unter Umständen eingerichtet 
werden, die begründeten Anlass zu der Annahme geoen, dass 
sie Vorgängen dienen, die den von den Zollbehörden zu voll­
ziehenden Aufgaben zuwiderlaufen, 

3. Warenbewegungen, zu denen mitgeteilt wird, dass sie Vor­
gängen dienen können, die Zollzuwiderhandlungen darstel­
len, 

4. Beförderungsmittel, bei denen begründeter Anlass zur An­
nahme besteht, dass sie zu Vorgängen benutzt werden, die 
Zollzuwiderhandlungen darstellen. 

Eine zollamtliche Überwachung im Sinn dieser Bestimmung darf 
nur dann angeordnet und durchgeführt werden, wenn es sich wn 

Zollzuwiderhandlungen (§ 4 Abs. 2 Z 14) handelt. 
(2) Von Maßnahmen zur Verhinderung von einzelnen Zollzuwi­

derhandlungen kann Abstand genommen werden, wenn anzunehmen 
ist, dass dadurch gerichtlich strafbare Zollzuwiderhandlungen oder 
sonstige gerichtlich strafbare Handlungen im Zusammenhang mit 
der Em-, Aus- und Durchfuhr von Waren im Sinn des § 1 1 1  Abs. 4 
Z 4 aufgeklärt werden können (Kontrollierte Lieferung). Vorausset­
zung ist, dass dadurch keine Gefahr fiir Leben und Gesundheit Drit­
ter besteht und dabei Vorsorge getroffen wird, dass ein aus der Tat 
entstehender Schaden zur Gänze abgedeckt wird. Dabei kann die 
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Warensendung abgefangen und derart zur Weiterbeförderung freige­
geben werden, dass ihr ursprünglicher Inhalt unangetastet bleibt, 
entfernt oder ganz oder teilweise ersetzt wird. Voraussetzungen für 
die Durchführung einer kontrollierten Lieferung durch Zollbehörden 
sind, dass ein Auftrag der zuständigen Behörde vorliegt und keine 
zusätzliche Gefahr für die Erhebung von Abgaben verursacht wird. 
Eine kontrollierte Lieferung ist darüber hinaus zollrechtlich zulässig, 
wenn sie von anderen zuständigen Behörden nach den jeweils gel­
tenden Rechtsvorschriften in Absprache mit der Zollbehörde geneh­
migt und durchgeführt wird." 

Überwachung des grenzüberschreitenden Bargeldverkehrs 

. § 1 7b. ( 1 )  Im Rahmen der allgemeinen Maßnahmen der Zollauf­
sIcht unterhegen der zollamtlichen Uberwachung auch Bargeld und 
diesem gleichgestellte Zahlungsmittel, die in das, durch das oder aus 
dem Anwendungsgebiet verbracht werden. Gleichgestellte Zah­
lungsmittel sind Inhaberpapiere sowie Gold und andere Edelmetalle. 

(2) Auf Verlangen der Zollorgane haben Personen Auskunft zu 
geben, ob Bargeld oder gleichgestellte Zahlungsmittel im Wert von 
15.000 Euro oder mehr mitgeführt werden. In diesem Fall ist auch 
über deren Herkunft, den wirtschaftlich Berechtigten und deren 
Verwendungszweck über Verlangen Auskunft zu geben. 

§ 17c. ( 1 ) Wenn bestimmte Tatsachen darauf schließen lassen, 
dass Bargeld oder gleichgestellte Zahlungsmittel zum Zweck der 
Geldwäsche verbracht weraen, so sind die Zollorgane bei Gefahr im 
Verzug befugt, das Bargeld oder die Zahlungsmittel vorläufig si­
cherzustellen. Von der Sicherstellung haben sie unverzüglich der 
zuständigen Staatsanwaltschaft zu benchten. Erklärt diese, dass die 
Voraussetzungen einer Beschlagnahme nach den §§ 98 Abs. 2 und 
143 Abs. 1 StPO oder einer einstweiligen Verfügung nach § 144a 
$.tPO nicht vorliegen, ist die Sicherstellung sogleich aufzuheben. Im 
Ubrigen tritt die vorläufige Sicherstellung aUßer Kraft, wenn seit 
ihrer Erlassung sechs Monate vergangen sind oder sobald das Ge­
richt über einen Antrag auf Beschlagnähme oder einstweilige Verfü­
gung rechtskräftig entschieden hat. 

(2) Im Zusammenhang mit der Durchfilhrung der Kontrolle von 
Bargeld oder gleichgestellten Zahlungsmitteln, die in das, durch das 
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oder aus dem Anwendungsgebiet verbracht werden, dürfen die Zoll­
behörden personenbezogene Daten erheben, verarbeiten und nutzen. 
Die Zollbehörden haben diese Daten an die zuständige Strafverfol­
gungsbehörde und an die Geldwäschemeldestelle weitergeben, so­
weit dies zur Erfüllung deren gesetzlicher Aufgaben erforderlich ist. 
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§ 29 Abs. 3 und 4: 13. Im § 29 werden die Absätze 3 und 4 durch folgenden Absatz 3 

,,(3) Zur Yerhinde�g einer unzulässi.gen Verfügung sind die ersetzt: 
Zollorgane bel Gefahr l� Verzug befugt, die Ware zu beschlagnah- ,,(3) Im Fall des Absatzes 2 ist die jeweils zuständige Behörde 
men. § 26 Abs. 3 und 4 1st anzuwenden. unverzüslich zu vers�ändigen. Di.e �efassten Zollbehörden und Zol1-

(4) Die befaßten Zollbehörden und Zollorgane sind überdies be- organe smd be�gt, dIe zur .Beweissicherung und zur Aufklärung des 
fugt, in den Fällen der Abs. 2 bis 3 auch die zur Beweissicherung Falles notw.endl�en und k�men Aufsch�b duldenden Maßnahmen zu 
und zur Aufklärung des Falles notwendigen und keinen Aufschub setzen SOWIe bel Qefahr 1m Verzug d�e Ware zu beschl�gnahmen. 
d�ldenden Maßnahmen zu setzen oder, wenn dies nicht möglich ist, § 26 Ab.�. 3 �d 4 1st .�.uwe!lden. Weltef!��hende �esetzhche Rege­
dIe zur Verfolgung von Zollzuwiderhandlungen zuständig Zollbe- rungen u�er dIe Zustandlgkelt der Zollbehorden bel der Verfolgung 
hörde zu verständigen, die sodann diese Maßnahmen zu setzen hat, von ZUW1derhandl�gen ge��n yerbote und Beschränkungen des 
auch wenn andere Behörden oder Gerichte zur Verfolgung und Be- Warenverkehrs bleIben unberührt. 
strafung der Zuwiderhandlung zuständig sind. Weitergehende ge� 
setzlicne Regelungen über die Zuständigkeit der Zollbehörden bei 
der Verfolgung von Zuwiderhandlungen gegen Verbote und Be-
schränkungen des Warenverkehrs bleiben unberührt. 
§ 72 Abs. 5: 14. § 72 Abs. 5 entfällt. 

,,§ 72. (5) Abweichend von Abs. 3 ist in den Fällen eines Zah­
lungsaufschubes nach Artikel 226 Buchstabe b ZK das Hauptzollamt 
Wien für die Einhebung und in den Fällen eines Zahlungsallfschubes 
nach Artikel 226 Buchstabe c ZK das den Zahlungsaufschub bewil­
ligende Hauptzollamt für die buchmäßige Erfassung und Mitteilung 
v�n Abgabenbeträgen und für die Einllebung der Abgaben zustän­
dIg. 
Die Überschrift des Abschnittes G lautet: 

"ABSCHNITT G 
Zwischenstaatliche Amtshilfe" 

Die § § 109 bis 1 16  samt Überschriften lauten: 
"Unterabschnitt 1 

Ermittlungshilfe gegenüber Mitgliedstaaten 

§ 109. ( 1 )  Die zwischenstaatliche Amtshilfe gegenüber den an­
deren Mitgliedstaaten und gegenüber der Kommission in Angele-

15. Die Überschrift des Abschnittes G lautet: 
,,ABSCHNITT G 

Internationale Zollzusammenarbeit und zwischenstaatliche Amtshilfe 

16. Die §§ 109 bis 1 16  samt Überschriften lauten: 
"Unterabschnitt 1 

Ermittlungshilfe 

Anwendungsbereich 
§ 1 09. ( 1 )  Die Zollbehörden sind befugt, in Vollziehung der ih-
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enheiten nen übertragenen Aufgaben, insbesond�re der Betrugsbekämp.fung, g 
a) der Erhebung von Einfuhr- oder Ausfuhrabgaben, auslän�ische Zol�!>ehörden um Amtshilfe zu ersuchen und Ihnen 

. b b d d Amtshilfe zu gewähren b) der Erstattung oder Verfiigung von A ga en 0 er an eren 
1 .t':  d 'tt lb dbarer EG-Vorschriften oder Beträgen aus . aUlgrun umm e ar anwen 
2. aufgrund völkerrechtlicher Verpflichtungen oder Anlaß

d
der

v
Au

b
sfuhr v

d
on

B
War

hr
en
änk· 

oder 
d W k hr 3 .  bei Gegenseitigkeit nach den Bestimmungen dieses Unterab-c) er er ote un esc ungen es arenver e s schnittes. richtet sich nach der Verordnung (EWG) Nr. 1468/8 1 des Rates vom Den ausländischen Zollbehörden sind die Dienststellen der Europäi-1 9. Mai 1 98 1  betreffend �ie gegenseitige Vnterstützung der ,ver:wal- sehen Kommission wenn sie in Vollziehung von Gemeinschafts­tungsbehörd�n der Mitgl�eqstaaten u�d die Zusat11l!lenarbelt dIeser recht betreffend z:'ll- oder Verbrauchsteuerangelegenheiten �tig Benörden mit der KommiSSion, um die ordungsgemäße Anwendung werden sowie der Generalsekretär der durch das Abkommen über der Zoll- und Ararregelung zu gewährleisten, ABlEG Nr. L 144 die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet vom 2.6. 198 1 ,  S: ' oder nach einer an deren Stelle tretenden Ver- des Zollwesens (BGBI Nr. 165/1955) errichteten internationalen ordnung (Amtshilfeverordnung). . Organisation .gleichgestell�. Als �usläJ.ldische �oll�hörden gelten 

(2) Zuständige Behörden im Sinn des Artikels 2 Abs. 2 der fiir Zwecke dIeses AbschnIttes weIters Jene aus.landlsch�n Abgaben­
��hilfeveror4riung sind die Hauptzollämter .. Zuständige B�hörde verwaltungen, die Verbrauchsteuerangelegenhel�en vollZIehen. 
1m Sinn der Artikel 14, 1 4a und 15b der Amtshilfeverordnung 1st der Die Leistung von Amtshilfe kann nach den Bestimmungen des § 1 1 1  Bundesminister fiir Finanzen. Abs. 4 auch ohne Ersuchen erfolgen (spontane Mitteilung). 

(3) Für die zur qe�ährung der Amtshilfe erforder�icheJ? Maß- (2) Festnahmen, Hausdurchsuchungen und .Personendurchsu-nahmen gelten, soweIt mcht das Zollrecht anzuwe,nden 1st, dIe Vor- chungen sind von der Amtshilfe ausgenommen. DIe Beschlagnahme schriften rur das Verfahren zur Erhebung von Emfuhr- oder Aus- von Beweismitteln ist zulässig, jedoch darf der beschlagnahrilte Ge­fuhrabgaben. genstand nur nach Maßgabe des § 1 12 Absatz 4 der ausländischen 
(4) Im Sinn dieses Abschnitts bedeuten 0>llregelung und Agrar- Zollbehörde übersendet werden. 

regelung die in Artikel 2 Abs. 1 der Amtshilfeverordnung darunter (3) Die Leistung und die Erwirkung von Rechtshilfe nach dem verstandenen Bestimmungen. Ausheferungs- und Rechtshilfegesetz, BG�1 Nr. 529/1979, oder 
(5) Die Ermittl1!Ilgshilfe in �gelegeJ?he�ten der Zollzuwider- nach zwischenstaatlichen Vereinbarungen bleiben unberührt. 

handlungen ric�te� SIch auch gegenüber �Itghedstaaten und gegen- Zuständigkeit über der KommiSSion nach dem Unterschnitt 2. . 
. § 1 10. Zuständi e Behörde fiir die Leistung von Amtshilfe ist (6) We!tgehende. Bestimmungen vö�keI!echthcher V�retnbarun- der Bundesminister für Finanzen. Darüber hi�us sind nachgeordne­gen über die Amtshilfe mIt anderen MItglIedstaaten bleIben unbe- te Zollbehörden filr die Leistung von Amtshilfe auf Ersuchen oder führt. spontan zuständig . Unterschnitt 2 1 .  gegenüber gleichrangigen Be.hörden vo� �ach�arstaa�en mit 

aneinander angrenzenden örthchen Zuständigkeitsbereichen, Ermittlungshilfe gegenüber Drittstaaten 2. bei Gefahr im Verzug, 
§ 1 10. ( 1 )  Die Zollbehörden sind befugt, in Vollziehung der ih- 3 .  auf Ermächtigung des Bundesministers fiir Finanzen in be-
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nen übertragenen Aufgaben sonderen Einzelfällen, 
a) im Bereich der Zollregelung und der Agrarregelung und In den Fällen der Z 2 und 3 ist dem Bundesminister für Finanzen 
b) im Bereich der Zuwiderhandlungen gegen diese Regelun- unverzüglich Mitteilung zu machen. 

.. . 
gen .. . . Ersuchen um Amtshilfe, spontane Amtshilfe 

auslan�lsche Zoll�.ehorden um �ts�Ilfe zu ersuc��n un� lhn�n § 1 1 1 .  ( 1 )  Ein Ersuchen an eine ausländische Zollbehörde darf �tshIlfe zu gewähren. p�n auslandlsche.� Zollbehorde!l smd dIe nur gestellt werden, wenn die im Inland möglichen Maßnahmen zur Diensts.telJen der .KommisslOn der. Europalschen Gememschaften, Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes nicht ausreiche wenn SIe m VollzIehung von Gememschaftsrecht betreffend Zollan- n. 
gelegenheiten tätig werden, sowie der Generalsekretär der durch das (2) .In eineIJ.l Ers�chen an eine a:usländische Zollbehörde ist, 
Abkommen ü�er die Errichtung eines Rates für die Zusammenarbeit wenn emem gl.�lchartIgen Ersuchen dIeser Behör�� ni�ht .entspr<?­
auf dem Gebiet des Zollwesens (BGBL Nr. 1 65/1 955) errichteten chen werden konnte, auf das Fehlen der GegenseItigkeit hmzuwel-
internationalen Organisation gleichgestellt. sen. 

(2) Der Vollzug von Strafen sowie Festnahmen, Hausdurchsu- (3) Wenn ei�e ausläp.dische Zo.llb�hör�e anlässlich ��r Gewäh-
chungen und Personendurchsuchungen sind von der Amtshilfe aus- rung von. Amts�ilfe Bedmgung�n �msI.chthch der Bes�hränkun� der 
genommen. Die Beschlagnahme von Beweismittel ist zulässig 

J
' e- InformatIonsweitergabe oder hinslchthch von Formahtäten bel der 

doch darf der beschlagnahmte Gegenstand nur nach Maßgabe' 
es Beschaffung von Beweismitteln stellt, so sind diese einzuhalten. 

§ 1 1 4 der ausländischen Zollbehörde übersendet werden. (4) Ohne Ersuchen dürfen Mitteilungen gemacht werden über 
(3) Der Umstand, daß Daten automationsunterstützt verarbeitet 1 .  neue oder besonders gefährliche Methoden zur Begehung von 

worden sind, sowie die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht Zuwiderhandlungen gegen Zoll- oder Verbrauchsteuervor-
(§ 48a BAO) stehen der Leistung von Amtshilfe nicht entgegen. schriften; 

(4) Weitgehende Bestimmungen völkerrechtlicher Vereinbarun- 2. Verstecke in Beförderungsmitteln oder Behältnissen; 
gen über die Amtshilfe mit Drittstaaten bleiben unberührt. 3 .  Verfälschung oder Nachahmung von im Zollverfahren ver-

§ 1 1 1. (1) Ein Ersuchen an eine ausländische Zollbehörde darf wen�eten Urkunden, S�e�pel� un� Nämli�hkeit�zeichen;. 
nur gestellt werden, wenn die im Inland möglichen Maßnahmen zur 4. Zuwld�r�andlun.sen, dIe 1m �1!lbhck auf Ihre wlrtschafthche, 
Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes nicht ausreichen. humanttäre, soz�a1e oder pohtlsche Bedeutung auch Interes-

. . . .. .  sen der Republik Österreich gefährden, insbesondere über 
(2) . In ellleß.1 Ers�chen an eme a:usländlsc�e Zol!behorde 1st, Zuwiderhandlungen im Zusammenhang mit Suchtrnitteln, wenn emem gleIchartIgen Ersuchen dIeser Behör�� ru�ht .entspr<?- Waffen, Schiess- und Sprengmittel, gefährliche Abfälle oder chen werden könnte, auf das Fehlen der GegenseItigkeIt hlllzuwel- Kunst- und Kulturgüter. sen. 
g) B d· d" länd" h Zollbehö d anläßl' h Erledigung von Amtsbilfeersucben e mgungen, le .eme aus ISC � .  r e lC .. . . . 

der ewährung von AmtshIlfe gestellt hat smd einzuhalten § 1 12. (1) Auslandischen Zollbehörden darf Amtshilfe nur ge-
.. . ' . '. währt werden, soweit hi�rdurch die öffentliche Ordnung oder andere 

§ 1 1�. ( 1 )  Auslandls�hen �llbehörd�n darf, soweit 1m § 1 1 3  wesentliche Interessen Österreichs sowie schutzwürdige Interessen Abs. 3 mcht anderes bestmunt 1st, Amtshilfe nur auf Ersuchen ge- an der Geheimhaltung insbesondere von Handels- Industrie- Ge-
ährt d " , 

w wer en. werbe- oder Berufsgeheimnissen, nicht verletzt werden. Der Um-
(2) Ausländischen Zollbehörden darf Amtshilfe nur gewährt stand, dass Daten automationsunterstützt verarbeitet worden sind, 
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werde, soweit hierdurch die öffentliche Ordnung oder andere we- sowie die abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht (§ 48a BAO) 
sentliche Interessen Österreichs sowie schutzwürdige Interessen an stehen der Leistung von Amtshilfe nicht entgegen. 
der Geheimhaltung, .ins�esonde!e von Handels-, Industrie-, Gewer� (2) Einer ausländischen Zollbehörde darf Amtshilfe überdies nur be- oder Berufsgehellnrussen, rucht verletzt werden. gewährt werden, wenn gewährleistet ist, dass 

(3) Einer ausländischen .Zoll?ehö!de darf Amtshilfe überdies nur 1 .  die ausländische Zollbehörde die im Wege der Amtshilfe 
gewährt werden, wenn gewährleIstet 1st, daß mitgeteilten personenbezogenen Daten (§ 4 Z 1 des DSG) nur 

1 .  die ausländische Zollbehörde die im Wege der Amtshilfe solchen Personen, Behörden oder Genchten, die mit dem 
mitgeteilten personenbezogenen Daten (§ 3 Z 1 des Daten- Verfahren, für das die Amtshilfe �ewährt werden soll, oder 
schutzgesetzes) nur solchen Personen, Behörden oder Gerich- mit einem mit diesem Verfahren 1m unmittelbaren Zusam-
ten, die mit dem Verfahren, für das die Amtshilfe gewährt menhang stehenden anderen Verfahren befasst sind, zugäng-
werden soll, oder mit einem mit diesem Verfahren, tur das lich machen und im übrigen geheim halten wird, es sei denn, 
die Amtshilfe gewährt werden soll, oder mit einem mit die- dass der Bundesminister fiii Finanzen der Weitergabe für 
sem Verfahren im unmittelbaren Zusammenhang stehenden Zwecke eines Verfahrens zustimmt, dessen Durchfülirung im 
anderen Verfahren befaßt sind, zugänglich machen und im Zusammenhang mit stratbaren Handlungen notwendig und 
übri�en geheimgehalten wird, es sei denn, daß der Bundes- im Hinblick aUf die wirtschaftliche, humanitäre, sozial�. oder 
minIster für Finanzen der Weitergabe für Zwecke eines Ver- politische Bedeutung auch im Interesse der Republik Oster-
fahrens zustimmt, dessen Durchfllhrung im Zusammenhang reich gelegen ist; 
m�t str3;tbaren �andlungen �<?twendig und im Hi.n?lick auf 2. die ausländische Zollbehörde einem gl�ichartigen österreichi-
seme Wlrtscha�hche, humarutäre, sozla�e oder PO�ltIsche Be- schen Ersuchen entsprechen !lIld allfiUhge an die gewährung 
�eutung auch 1m Interesse der Repubhk ÖsterreIch gelegen der Amtshilfe geknüpfte Bedmgungen beachten WIrd; und 
I�t; . . . . . .. . . 3. die ausländische Zollbehörde die aus l:eistung vo� Amtshilfe 

2. dIe ausländIsche Zollbehörde emem gleIchartIgen osterreichl- entstandenen Kosten für SachverständIge oder für auf Ersu-
schen Ers,,!chen ent�prechen !lIld allflillige an die gewährung chen ein�r a';1sländischen Zollbehörde als Zeugen oder Sach-
der Amtshllfe geknüpfte Bedmgungen beachten WIrd, verständIge m das Ausland entsendete Behördenorgane er-

3.  die ausländische Zollbehörde die aus der Hilfeleistung er- setzt. 
wachsenden Kosten ( § 1 16) ersetzt. (3) Überdies muss gewährleistet sein dass die ausländische Z<?ll-

§ 1 13. ( 1 )  Für die zur Gewährung der Amtshilfe erforderlichen behörde die mitgeteilten personenbezogenen Daten unverzüghch 
Maßnahmen gelten in Angelegenheiten des § 1 10 Abs. 1 Buchsta�e löscht, wenn 
a die Vorsch!iften für das Verfahren zur Erhebl!Og von Z<;illen, m 1 .  sich die Unrichtigkeit der Daten ergibt, 
AngelegenheIten de.� § J 1 0  A?s. 1 Buchstabe b dIe Vorschriften tur 2. die übermittelnde Behörde mitteilt, dass die übermittelten 
das verwaltungsbehordhche Fmanzstrafverfahren. Daten rechtswidrig ermittelt oder übermittelt worden sind 0-

(2) Einem Ersuchen um Einhaltung einer bestimmten vom öster- der . reichischen Verfahrensrecht abweiclienden Vorgangsweise kanp. 3. die Daten nicht mehr zur Erftillung der für die Übermittlung 
entsprochen werden, wenn dies� mit .den Grundsätzen des österrel- maßgeblichen behördlichen Aufgaben benötigt werden, es 
chischen Verfahrensrechtes verembar 1St. sein denn dass die ausdrückliche Ermächtigung besteht, die 

(3) Ohne Ersuchen dürfen Mitteilungen gemacht werden über übermittelten Daten zu anderen Zwecken zu verwenden. 
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1 . neue oder besondere gefährliche Methoden zur Begehung von Weiters muss gewährleistet sein, dass die ausländische Zollbehörde Zuwiderhandlungen gegen Zollvorschriften; im Falle eines Ersuchens einer österreichischen Zollbehörde Aus-
2. Verstecke in Beförderungsmitteln oder Behältnissen; kunft über jegliche Verwendung der betroffenen Daten gibt. 
3. Verfiilschungen oder Nachahmung v0!:l i� Z�llve!fahren . (4) Gege!lstände können übersendet werden, wenn gewährleistet verwendeten Urkunden, Stempeln und Namhchkettszelchen; 1st, dass an Ihnen bestehende Rechte unberührt bleiben und sie so 
4. Zuwiderhandlungen, die im Hinblick auf ihre wirtschaftliche, bald wie möglich zurückgegeben werden. Akte, Bescheinigungen, 

humanitäre, soz�ale .. oder rolitische Bedeutung auch Interes- Dokum�nt�, amtliche. Mitteilungen. und sonstige Schriftstücke sollen 
sen der RepublIk Osterreich gefahrden, insbesondere über vorrangIg m -AbSchrIft allenfalls m .. beglaubIgter Form übersendet 
Zuwiderhandlurygen im Zusammenhang mit Suchtgiften, werden; soweIt möglich, k� die Ubersendung auch in elektroni­
Waffen, MunitIOn, Sprengstoffen, Kunstgegenständen oder scher Form erfolgen. Auf dIe Rückgabe übersendeter Gegenstände 
Archivalien. kann verzichtet werden, wenn diese nicht mehr benötigt werden. 

(4) Hat eine am Verfahren beteiligte Person ihren normalen (5) Die selbständige Vornahme von Erhebungen und Verfah-
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Anwendungsgebiet, so renshandlungen durch Organe ausländischer Zollbehörden im An­
ist sie vor L�jstung der Amtshilfe zu hören, es sei denn, daß die Mit- wendl:lllgsgebiet ist unzulässig. Der Bundesminister fiir Finanzen 
teih:�ng der Qffen�lichJ<:eit zug�gl�che Ver�ältnisse od�r Umstli!lde kann J�doc� den Organen de� �ollyenyal�g des ersuchenden Staa­
betrim oder 1m HmblIck auf ale wIrtschafthche, humamtäre, SOZIale tes bel geSIcherter GegenseItigkeIt dIe Tellnahme an Erhebungen 
oder politische Bedeutung der Hilfeleistung auch im Interesse der und Verfahrenshandlungen sowie Organen von ausländischen Zoll­
Republik Österreich gelegen ist oder deren Zweck durch die Anhö- verwaltungen und anderen am Verfahren beteiligten Personen und 
rung in Frage gestellt wäre. deren RechtsbeisU�nden die Anwes�nheit bei Amtshilfehandlungen 

(5) Der Amtshilfeverkehr erfolgt durch den Bundesminister fiir gestattenz w�nn 41es zur sachgemäßen ErledIgung des Ersuchens 
Finanzen, mit dessen Zustimmung auch unmittelbar durch die ihm erforderhch 1St. DIese Personen kÖf!IleI,1 durch Stellung von Ersuchen 
nachgeordneten Zollbehörden, wobei Ersuchen und Erledigungen oder durch Fragen am Verfahren mitWIrken. 
über aen Bundesminister fiir Finanzen zu senden sind. Verfahren bei der Amtshilfe 

. § 1 14. (1)  Gegen�tände, an denen Rechte der Republik Öster- § 1 13. ( 1) Für �ie zur Leis�g der Amtshilfe erforderlichen 
reIch oder Rechte dritter Personen bestehen, dürfen nur mit dem Maßnahmen gelten m Ange�egenhelten der Erhebung von Abgaben 
Vorbehalt übersendet werden, daß diese Rechte unberührt bleiben. und der Verhmderung, Enmttlung und Bekämpfung von Zollzuwi­
Eine Übersendung ist unzulässig, wenn zu besorgen ist, daß durch derhandlungen die Vorschriften des Zollrechts, in Angelegenheiten 
sie die Verfolgung oder die Verwirklichung solcher Rechte vereitelt der Verfolgung und Ahndung von Zollzuwiderhandlungen, die Vor-
oder unangemessen erschwert würde. schriften fiir das verwaltungsbehördliche Finanzstrafverfahren. 

(2) Gegenstände, insbesondere Akten, dürfen nur übersendet . (7) Einem Ersuchen um Einhalt�g einer bestimmten v�m öster­
werden, wenn gewährleistet ist, daß sie so bald wie möglich zuruck- reichischen Verfahrensrecht abwelclienden Vorgangswelse kann 
gegeben werden. Auf die Rückgabe übersendeter Gegenstände kann en�prochen werden, wenn dies� mit .den Grundsätzen des österrei-
verzichtet werden, wen diese nicht mehr benötigt werde. chlschen Verfahrensrechtes verembar 1St. 

(3) Gegenstände, insbesondere Akten, dürfen so lange nicht ü- (3) . Hat eine am Verfahren beteiligte Person ihren normalen 
bersendet werden, als sie fiir ei!1 im Inland anhängiges Gerichts- YVO�Sltz oder gewöhnlichen Aufenthalt)rn Anwe�dungsgebiet, �o 
oder Verwaltungsverfahren benötIgt werden. 1St SIe vor leIStung der AmtshIlfe zu horen, es seI denn, dass dIe 
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§ 1 15. Die selbständige Vornahme von Erhebungen und Verfah- beabsich�igte Informati�nsertei1l1!1g der qffent!ic�eit zug�gli,?he 
rensnandlungen durch Organe ausländischer Zollbehörden im An- Verhäl!-tllsse oder y!?ständ� betnm od�r. 1m Hmbhck auf dIe WIrt­
wendungsgebiet ist unzulässig. Der Bundesminister für Finanzen scpaftbche, hll!l1anItäre, SOZiale oder pohtt.sche Bedeutung der Hilfe­
kann jedoch den Organen der Zollverwaltun�en des ersuchenden leIstung auch 1m Int�resse der Republik Österreich gelegen ist oder 
Staates bei gesicherter Gegenseitigkeit die Tetlnahme an Erhebun- deren Zweck durch dIe Anhörung m Frage gestellt wäre. 
gen und Verfahrenshandlungen sowie Organen von ausländischen (4) Der Amtshilfeverkehr kann auch in elektronischer Form er-
Zollverwaltungen und anderen am Verfahren beteiligten Personen folgen. 
und deren Rechtsbeiständen die Anwesenheit bei AmtshiIfehandlun- Unterabschnitt 2 gen gestatten, wenn dies zur sachgemäßen Behandlung des Falles 
oqer zur sachgemäßen Erledigung des Ersuchens erforderlich ist. Besondere Formen der Zollzusammenarbeit 
Diese Personen können durch Stellung von Ersuchen oder durch 
Fragen am Verfahren mitwirken. Einschreiten auf fremdem Hoheitsgebiet 

§ 1 16. Für die durch die Leistung von Amtshilfe entstandenen § 1 14. ( 1 )  Soweit es völkerrechtlich vorgesehen ist können 
Kosten für Sachverständige oder fiir auf Ersuchen einer ausländi- Zollorgane 1m Ausland und ausländische Zollorgane in Österreich 
sehen Zollbehörde als Zeugen oder Sachverständige in das Ausland einschreiten, um ihre Aufgaben im Rahmen der Betrugsbekämpfung 
entsendete Behördenorgane ist von der ausländischen Zollbehörde � erfillien. Die Voraussetzungen für ein derartiges Einschreiten, 
Ersatz zu verlangen. Alle anderen durch"die Leistung von Amtshilfe msbesondere die Fälle einer grenzüberschreitenden Observation oder 
entstandenen Kosten hat die Republik Osterreich zu tragen, soweit Nacheile, richten sich gleichermaßen nach den innerstaatlichen und 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist völkerrechtlichen Rechtsvorschriften. 

(2) Das Handeln von Zollorganen im Ausland, soweit es nicht 
im Rahmen eines Mandats der Europäischen Kommission erfolgt, ist 
dem Zollamt zuzurechnen, dem sie beigegeben, zuseteilt oder unter­
stellt sind. Das Handeln von Organen des öffentlIchen Sicherheits­
dienstes ist jenem Zollamt zuzurechnen, von dessen Bereich aus die 
Grenze überschritten wurde. 

(3) Eingriffe in Rechte Betroffener dürfen von Zollorganen im 
Ausland nur gesetzt werden, wenn sie sowohl nach österreichischem 
Recht als auch nach dem Recht des Staates, in dem die Zollorgane 
einschreiten, zulässig sind. 

(4) Die Zollorgane dürfen im Ausland keine Handlungen setzen, 
die Anordnungen einer zuständigen ausländischen Behörde wider­
sprechen. 

Einschreiten von Organen ausländischer Zollverwaltungen im 
Bundesgebiet 

§ 114a. (1)  Organe ausländischer Zollverwaltungen dürfen im 
Bunaesgebiet einschreiten, soweit dies völkerrechtlich vorgesehen 
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ist. 
(2) Dem Leisten von Amtshilfe (§ 1 1 3) ist gegenüber dem Ein­

schreiten ausländischer Organe im 'Bundesgeblet der Vorrang zu 
geben; wenn. Völke�echt nIcht �ntg�genste.ht, haben die Zollbehör­
den darauf hin zu WIrken, dass em Emschrelten von Organen auslän­
discher Zollverwaltungen nur erfolgt, soweit eine Aufgabenbesor­
gung durch eine Zollbehörde der Sache nach oder wegen Gefahr im 
Verzug nicht in Betracht kommt. 

(3) Im Falle des Einschreitens der Organe ausländischer Zoll­
verwaltungen nach Abs. 1 sind auf das Führen, den Besitz, die Ein­
fuhr und die Ausfuhr ihrer Dienstwaffen die Bestimmungen des 
Waffengesetzes und des Kriegsmaterialgesetzes nicht anzuwenden. 

(4) Für das Einschreiten der ausländischen Organe können von 
den zuständigen inländischen Behörden zusätzliche Anordnungen 
getroffen werden. 

Weitere Formen der Zollzusammenarbeit 
§ 1 15. (1)  Bei Vorliegen der innerstaatlichen Voraussetzungen 

und 1m Auftrag der zuständigen Behörde kann im Rahmen von straf­
rechtlichen Ermittlungen, dIe auslieferungsfahige Zuwiderhandlun­
gen betreffen, auf dIe Geltendmachung von Abgabenansprüchen 
nach Maßgabe des anwendbaren Gememschaftsrechts und auf die 
Strafverfolgung gänzlich oder vorerst verzichtet werden, wenn an­
zunehmen 1st dass die Abgabenfestsetzung und die Strafverfolgung 
im Ausland erfolgt (grenzüberschreitende kontrollierte Lieferung). 

(2) Die Durchfiihrung kontrollierter Lieferungen gegenüber 
Mitgliedstaatel}. der Europäischen Union richtet sich nach Artikel 22 
des Neapel II-Ubereinkommen in Verbindung mit § 17a Abs. 2. Ge­
genüber Drittstaaten ist § 17a Abs. 2 nach Maßgabe völkerrechtli­
cher Vereinbarungen anwendbar. 

(3) Bei Durchftihrung von grenzüberschreitenden Observationen 
ist gegenüber den Mitglie�staaten der Europäischen Union nach Ar­
tikel 21  des Neapel II-Ubereinkommens in Verbindung mit § 7 
Abs. 3 vorzugehen. Gegenüber Drittstaaten ist, sofern nicht völker­
rechtliche Vereinbarungen eine besondere Regelung vorsehen, § 7 
Abs. 3 anwendbar mit der Maßgabe, dass eine Observation jeweils 
bei der inländischen oder ausländischen Grenzstelle oder im Nahbe-
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reich der Staats grenze begonnen oder beendet werden darf. 
(4) Sofern es nach völkerrechtlicl\en Vereinbarungen, insbeson­

dere nach Artikel 23 des Neapel TI-Übereinkommens, zulässig ist, 
können unter den Voraussetzun�en des § 7 Abs. 4 Zollorgane auch 
außerhalb des Anwendungsgebietes Auskünfte ohne Hinweis auf 
einen amtlichen Charakter einholen. 

(5) Angehörige ausländischer Zollverwaltungen, die vorüberge­
hend aus besonderem Anlass zur Aufklärung von konkreten Zuwi­
derhandlungen, die eine länderübergreifende gleichzeitige und abge­
stimmte Vorgangsweise erfordern, Im Anwendungsgebiet tätig wer­
den, sind berechtigt, zu diesem Zweck Informationen bei den Zoll­
behörden im Inland zu beschaffen. Eine aktive Tätigkeit im Rahmen 
eines arbeitsteiligen Verhaltens darf nur insoweit ausgeübt werden, 
als keine Akte behördlicher Befehls- und Zwangsgewält selbständig 
ausgeführt werden. Wenn von Zollverwaltungen von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union konkrete gemeinsame Ermittlungsteams 
�.ingerichtet werden sollen, so ist Artikel 24 des Neapel 11-
Ubereinkommens anzuwenden. 

(6) Wenn Angehörige ausländischer Zollverwaltungen als Ver­
bindungsbeamte im Anwendungsgebiet tätig sind, so richten sich, 
insoweIt sie den Zollverwaltungen anderer Mitgliedstaaten der Eu­
ropäischen Union angehQren, ihre Aufgaben und Befugnisse nach 
Artikel 6 des Neapel lI-Übereinkommens. Angehörige von Zollver­
waltungen von Dnttstaaten dürfen nur unterstützend tätig werden, es 
sei denn dass im Rahmen einer bilateralen Vereinbarung besondere 
Regelungen getroffen werden. 

(7) Zuständige Behörde filr die Bewilligt!Ilg von Maßnahmen 
nach diesem Artikel ist der Bundesminister rur Finanzen. 
Entsendung von Verbindungsbeamten, Kooperationsvereinba­

rung 
§ 1 15a. (1)  Zur Vertiefung der internationalen Zollzusammenar­

beit Im Interesse der Betrugsbekämpfung kann der Bundesminister 
ftir Finanzen Verbindungsoeamte in das Ausland entsenden. Dies 
wird insbesondere vom Umfang des legalen und illegalen Waren­
verkehrs zwischen dem Anwendungsgebiet und der Region, in der 
der Verbindungsbeamte tätig sein soll, abhängig zu machen sein. 
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§ 120. ( 1 )  . . . 
(ta) .. . 
(Ib) .. . 
(Ic) .. . 
(Id) ' "  
(l e) '" 

Vor Entsendung eines Verbindungsbeamten ist mit dem Bundesmi­
nister für auswärtige Angelegenheiten das Einvernehmen herzustel­
len. 

(2) Durch Vereinbarung mit dem Bundesministerium für Inneres 
oder der Zollverwaltung eines anderen Mitgliedstaates der Europäi­
schen Union kann festgelegt werden, dass ein in ein bestimmtes 
Land entsendeter Verbindungsbeamter fiir beide Verwaltungen tätig 
wird. Zum Abschluss einer derartigen Vereinbarung ist der Bundes­
minister fiir Finanzen ermächtigt. 

Besonderer Rechtsschutz 
§ 1 16. ( 1 ) Auf Beschwerden von Personen, die behaupten, durch 

das Einschreiten der Zollorgane im Ausland in ihren Rechten ver­
letzt worden zu sein, finden die §§ 85a bis 85f mit der Maßgabe 
Anwendun�, dass örtlich zuständig das Zollamt ist, von dessen Be­
reich aus die Zollorgane die Grenze überschritten haben. 

(2) Die Zollämter erkennen außerdem über Beschwerden von 
Personen, die behaupten, durch die Tätigkeit von Organen ausländi­
scher Zollverwaltungen im Bundesgebiet in ihren Rechten verletzt 
zu sein, sofern nicht nach völkerrechtlichen Vereinbarungen ein an­
deres Beschwerderecht besteht. 

(3) Ist das Einschreiten der Organe der ausländischen Zollver­
waltungen, gegen das sich die Beschwerde richtet, sonst keiner Be­
hörde zurechenbar, so findet im Umfang der Beschwerde eine Zu­
rechnung zum Zollamt Wien statt. Gleiches gilt für die Geltendma­
chung von Schadenersatzansprüchen gegenüber dem Bund. 

(4) Der Beschwerdefiihrer kann sich in einer Beschwerde nach 
den Abs. 1 oder 2 nicht auf ausländisches Recht beru 

1 7. In § 120 wirdfolgender Absatz (lk) eingefügt: 
,,( l k) § 6 Abs. 1, § 8, § 14 Abs. 1 und 2, § 1 5a und § 1 20 Abs. 8 

treten mit 1 .  Mai 2004 in Kraft. Die Aufhebung der §§ 14  Abs. 4, 1 5  
und 7 2  Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 12412003 tritt mit 
Ablauf des 30. April 2004 in Kraft," 
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( I f)  . .  . 
( Ig) . .  . 
( l h) .. . 
( l i) . . .  

( Ij) . . 
§ J 20 Abs. J bis 7: 

(1 )  .. . 
(2) .. . 

(3) . . . 

(4) . .  . 
(5) . . . 
(6) . . . 

(7) . . .  

J 8. In § 120 wird folgender Absatz 8 eingefügt: 
,,(8) Bezugnahmen in anderen bundesgesetzlichen Vorschriften 

auf die Zollwache, auf Zollwacheorgane oder auf Einrichtungen der 
Zollwache gelten als Bezugnahmen auf die Zollverwaltung, auf 
Zollorgane oder auf Einrichtungen der Zollverwaltung. Dies gilt 
jedoch nicht für: 

- Bundesministeriengesetz-Novelle 2003 
- § 1 23 Abs. 2a KFG, 
- § 10  Abs. 1 Z 4 Containersicherheitsgesetz, 
- § 29 Bundesstraßen-Mautgesetz. 

Zu Art 11 

1 .  Nach § 48a wird folgender § 48b samt Oberschrift eingefügt: 
"Verletzung der Auskunftspßicht im Bargeldverkehr 

§ 48b. (1) Der Verletzung der Auskunftspflicht im Bargeldver­
kehr macht sich schuldig, wer bei der zollamtlichen Überwachung 
des Bargeldverkehrs vorsätzlich oder fahrlässig unrichtige oder un­
vollständige Angaben macht. 

(2) Die Tat wird mit Geldstrafe geahndet, deren Höchstmaß bei 
vorsätzlicher Begehung 10.000 Euro, bei fahrlässiger Begehung 
5 .000 Euro beträgt 
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§ 146 Abs. 1 :  
,,§ 146. ( 1 )  Unter der Voraussetzung des § 58 Abs. 1 lit. g kön­

nen dIe Zollämter bei geringfiigigen Finanzvergehen auf Grund ei­
nes Geständnisses durch Strafverfiigung Geldstrafen nach Maßgabe 
der Straf sätze der § § 33 bis 37, 44 bis 46 und 5 1 ,  jedoch nur bIS zu 
einem Höchstausmaß von 1 450 Euro verhängen und, soweit dies in 
den §§  35, 37, 44 und 46 vorgesehen ist, den Verfall aussprechen 
(veremfachte Strafverfiigung). Gegen diese Strafverfiigung ist ein 
Einspruch unzulässig. Eme solche Strafverfiigung darf nur erlassen 
werden, wenn sich der Beschuldigte nach Bekanntgabe der in Aus­
sicht genommenen Strafe und nach Belehrung, daß ein Einspruch 
unzulässig sei, mit der Erlassung der vereinfachten StrafverfUgung 
einverstanden erklärt. Kosten des Strafverfahrens sind nicht zu erset­
zen." 

§ 9 Abs. 1 bis 7: 
(1)  . , . 
(2) . . .  
(3) Der Bundesminister fiir Inneres kann im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister fiir Finanzen durch Verordnung festlegen, daß 
in bestimmten Grenzkontrollbereichen von Zollorganen Exekutiv­
dienst zur Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen des 4. 
Abschnittes fiir die Behörde zu versehen ist; hierbei kann auch eine 
Beschränkung auf bestimmte sachliche oder örtliche Bereiche sowie 
auf bestimmte Zeiten vorgenommen werden. Den Zo119rganen 
kommt bei Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Uberwa­
chung der Einhaltung der Bestimmungen des 4. Abschnittes die Stel­
lung von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu. 

(4) Unbeschadet des Abs. 3 haben Zollorgane innerhalb des 
Grenzkontrollbereiches die keinen Aufschub duldenden Maßnahmen 
fUr die Sicherheitsbehörde zu setzen, wenn wegen Gefahr in Verzug 
das Einschreiten von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
nicht abgewartet werden kann; sie haben dabei die Befu�sse und 
Verpflichtungen von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes. 
Die nächstgelegene Sicherheitsdienststelle ist unverzüglich von den 

2. In � 146 Abs. 1 tritt an Stelle der Zitierung ,,§§ 35, 37, 44 und 
46' die Zitierung ,,§§ 33, 35, 37, 44 und 46". 

Zu Art III 

1. § 9 Absätze 3, 4 und 5 werden aufgehoben; die Absätze 6 und 7 
werden zu den Absätzen 3 und 4 umb'imannt. 
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getroffenen Maßnahmen in Kenntnis zu setzen; festgenommene 
Menschen und beschlagnahmte Sachen sind ihr zu übergeben. 

(5) Soweit all diese Organe (Abs. 1 bis 4) im Zuständifotkeitsbe­
reich einer Bezirksverwaltungs- oder Bundespolizeibehörcfe an der 
Vollziehung des § 1 6  mitwirken, schreiten sie als deren Organe ein. 

(6) Wenn ein Grenzkontrollbereich im örtlichen Wirkungsbe­
reich mehrerer Behörden liegt, kann der Bundesminister ft1r Inneres 
unter Bedachtnahme auf die möglichst zweckmäßige, einfache und 
kostensparende Gestaltung des Exekutivdienstes durch Verordnung 
die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes einer der beteiligten 
Behörden zur Handhabung des Exekutivdienstes auch im örtlicnen 
Wirkungsbereich anderer Behörden ermächtigen; sie werden dann 
als Organe der jeweils örtlich zuständigen Behörde tätig. Solche 
Verordnungen sind durch Anschlag an den Amtstafeln der beteilig­
ten Behörden und der zugehörigen GreDZÜbergangsstelle kundzuma­
chen, sofern diese im Inland gelegen ist. Der Anschlag ist vier Wo­
chen auszuhängen. 

(7) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dürfen in 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz zur Vor­
nahme unaufschiebbarer Amtshandlungen die Grenze des örtlichen 
Wirkungsbereiches der zuständige Behörde aus eigener Macht über­
schreiten. Sie werden hierbei als Organe der örtlich zuständigen Be­
hörde täti 
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§ 18: 
( 1 )  . . .  
( l a) . , .  
(2) . .  . 
(3) .. . 

2. Dem § 18 wird folgender Absatz (1 b) angefügt: 
"Ob) Die Aufhebung des § 9 Absätze 3, 4 und 5 tritt mit Ablauf 

des 30. April 2004 in Kraft." 

Zu Art IV 

§ 3 Abs. 1 :  1 .  Im O Abs. 1 tritt an die Stelle des Wortes " und die Hauptzolläm-
. ,,( 1 )  Zur Sicherung und Einbringung von Steuern, Gebühren, te� "  die . Wortfolge ,! sowie das Zollamt Wien für die Bundesländer 

E1Og�gs- . od�r Ausgangsabga�en und sonstigen öffentlichen Abga- Wzen, Nlederosterrel�h und Burgenland, das Zollamt Klagenfurt für 
ben s10d die Fmanzämter und dIe Hauptzollämter ermächtigt, in Ver- das Bund:sland. Karnten, das Zollamt Linz für das Bundes­
tretung der Prokuratur bei den Gerichten einzuschreiten soweit An- land Oberosterreich, das Zollamt Salzburg für das Bundesland Salz­
waltszwang nicht besteht." ' burg, das Zollamt Graz für das Bundesland Steiermark, das Zollamt 

§ 14 Abs. 1 bis 4: 
( 1 )  .. . 
(2) .. . 
(3) . . . 
(4) .. . 

§ 20 Abs. 4: 

(1 ) .. . 
(2) . . . 
(3) . . . 
,,(4) Die Abgabenschuld entsteht mit Ablauf des Kalendervier­

teljahres, in dem der Edelmetallgegenstand erzeugt, ins Bundesge­
biet verbracht oder zur Veräußerung übernommen worden ist. Die 
Erhebun� der Abgabe obliegt dem Hauptzollamt der Finanzlandesdi­
rektion, 10 deren Bereich der Abgabenschuldner seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat. Hat der Abgabenschuldner seinen Sitz oder Wohnsitz 

Innsbruck für das Bundesland Tirol und das Zollamt Feldkirch für 
das Bundesland Vorarlberg". 

2. Im § 14 wird folgender Abs. 5 eingefügt: 
,,(5) § 3 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxl20Ö4 tritt mit 1 .  Mai 2004 in Kraft." 

Zu Art V 

1. In § 20 Abs. 4 2. Satz wird die Wortfolge "dem Hauptzollamt der 
Finanzlandesdirektion, in deren Bereich" durch die Wortfolge "dem 
Zollamt gemäß Abs. 9, in dessen Zuständigkeitsbereich" ersetzt. 
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im Ausland, so ist das Hauptzollamt Innsbruck zuständig." 
(5) Der Abgabenschuldner hat spätestens am 1 5 . Tag (Fällig- 2 � § 20 Ab 4 3 S d ' § . 

keitstag) des auf das Kalendervierteljähr, in dem die Abgaoenschuld . J.n " 
s. . atz un zn ]0 Abs. 5 wird das Wort "Haupt-

entstanden ist (Anmeldungszeitraum), zweitfolgenden Monats eine zollamt durch das Wort "Zollamt ersetzt. 

Anmeldung bel. dem . fiir di� Einhebung der Abgabe zuständigen . (5) Der Abgabenschuldner. hat �päte�tens am. 1 5 . Tag (Fällig­
Hauptzol1am� emzurelchen, m der er den fiir den Anmeldungszeit- keltstag) de� auf das KalenderyIertelJähr, m. dem dIe Abgabensch':lId 
r�um zu entnchtend Betrag selbst zu berechnen hat. Die Anmeldung entstanden 1st (Anmeldungs.zeItr�um), zweltfolgenden Monats eme 
g.llt als Abgabenerklärun$. Beträge unter 1 0  Euro sind nicht zu ent- Anmeld�g bel. dem .für dIe Elnhebung der Abgabe zu�tändigen 
nchten und buchmäßig mcht zu erfassen." Zoll.amt emzureichen, m der er den für den Anm�laungszeltraum zu 

entnchtenden Betrag selbst zu berechnen hat. DIe Anmeldung gilt 

(6) . . . 
(7) . . . 
(8) . .  

als Abgabenerklärung. Beträge unter 10  Euro sind nicht zu entrich­
ten und buchmäßig mcht zu erfassen 
3. Dem § 20 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

,,(9) Für die Erhebung der Abgabe zuständig sind 
1 .  das Zollamt Wien fiir die Bundsländer Wien, Niederöster-

reich und Burgenland, 
2. das Zollamt Unz für das Bundesland Oberösterreich, 
3. das Zollamt Salzburg fiir das Bundesland Salzburg, 
4. das Zollamt Graz fiir das Bundesland Steiermark, 
5. das Zollamt Klagenfurt fiir das Bundesland Kärnten, 
6. das Zollamt Innsbruck für das Bundesland Tirol, 
7. das Zollamt Feldkirch für das Bundesland Vorarlberg 
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§ 2IAbs. 1 Z 1 lautet: 
Zuständigkeit 

,,§ 21 .  ( 1 )  Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich der §§ 20 und 27 Abs. 2 
in erster und letzter Instanz dem Bundesminister fiir Finanzen. Er hat 
sich zur Erfüllung seiner Aufgaben zu bedienen: 

1 .  der Punzierungskontrollorgane bei den Hauptzollämtem; 

§ 21 Abs. 1 Z. 2: 
,,2. des Edelmetallkontro111abors bei der Finanzlandesdirektion 

fur Wien, Niederösterreich und Burgenland. " 

§ 21 Abs. 2: 
,,(2) Die Fachaufsicht über die Punzierungskontrollorgane sowie 

das Edelmetallkontrolllabor obliegt dem Bundesminister fiir Finan­
zen. Die Sach- und Personalaufwendungen sind von der dem jewei­
ligen Hauptzollamt übergeordneten Finanzlandesdirektion zu tra­
gen." 

§ 33. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1 .  April 2001 in Kraft. 

4. In § 21 Abs. 1 Z 1 wird das Wort "Hauptzollämtern" durch die 
Wortfolge "Zollämtern Wien, Linz, Salzburg und Graz" ersetzt. 

Zuständigkeit 

,,§ 21 . ( 1 )  Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes obliegt vorbehaltlich der §§ 20 und 27 Abs. 2 
in erster und letzter Instanz dem Bundesminister für Finanzen. Er hat 
sich zur Erfüllung seiner Aufgaben zu bedienen: 

1 . der Punzierungskontrollorgane bei den Zollämtern Wien, 
Linz, Salzburg und Graz; 

5. In § 21 Abs. 1 Z 2 wird die Wortfolge "der Finanzlandesdirektion 
fur Wien, Niederösterreich und Burgenland" durch die Wortfolge 
"Technische Untersuchungsanstalt der Bundesfinanzverwaltung 
(TUA) " ersetzt: 

,,2. des Edelmetallkontrolllabors bei der Technische Untersu-
chungsanstalt der Bundesfinanzverwaltung (TUA). 

6. In § 21 Abs. 2 wird die Wortfolge "von der dem jeweiligen Haupt­
zollamt übergeordneten Finanzlandesdirektion" durch die Wortfolge 
"vom jeweils zuständigen Zollamt" ersetzt: 

,,(2) Die Fachaufsicht über die Punzierungskontrollorgane sowie 
das Edelmetallkontrolllabor obliegt dem Bundesminister für Finan­
zen. Die Sach- und Personalaufwendungen sind vom jeweils zustän­
digen Zollamt zu tragen 

7. § 33 erhält die Bezeichnung § 33 Abs. 1 . Es wird folgender 
Abs. 2 angefügt: 

,,(2) § 20 Abs. 4, 5 und 9 sowie § 2 1  in der Fassung des Bundes­
gesetzes BOBL I Nr. xxl2004 treten mit 1 . Mai 2004 in Kraft." 
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